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Deutfhbland 
O. K. C. Reichstags-Verhandlungen. 
Berlin, 6. April. 

28. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 
Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find überfüllt. In der Hofloge der 
Kronzprinz und Prinz Nicolaus don Naſſau. Am Tiſch der Commiſſarien 
die Miniſter v. Roon mit dem Generalmajor v. Podbielski, v. d. Heydt, 

v. Frieſen, Geh. Räthe v. Savigny, v. Liebe, Wetzel u. A. 2 
ug Abg. Brons iſt in das Haus getreten und der 7. Abtheilung zu⸗ 

gelooſt. 

Das Haus ſetzt die Vorberathung des XI. Abſchnitts fort, deſſen Ar⸗ 
titel 57 lautet: Nach Publication dieſer Verfaſſung if in dem 
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ganzen Bundesgebiete die geſammte preußiſche Militärgeſe 
gebung ungeſäumt einzuführen, ſowohl die Geſetze ſelbſt, a 
die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung er⸗ 
laſſenen Reglements, Aeon und Refcripte, namentlich 
aljo das Militärſtrafgeſetzbuch dom 3. April 1845, die Militär 
ſtrafgerichtsordnung dom 3. April 1845, die Verordnung über 
die Ebrengerichte vom 20. Juli 1843, die Beſtimmungen über 
Aushebung, Dienſtzeit, Sexvis⸗ und Verpflegungs⸗ eſen, Eins 
quartierung, Erſatz von Flurbeſchädigungen, 18 11 
u. ſ. w. für ie und Frieden. Die MilitärsKirgenordnung iſt 
jedoch ausgeſchloſſen. 

Zu dieſem Artikel beantragt 1) Abg. v. Forckenbeck folgenden Zuſatz: 
Nach gleichmäßiger Durchführung der Bundeskriegs⸗Organi⸗ 
ſation wird das Bundespräſidium ein umfaſſendes Bundes⸗ 
militärgejeg dem Reichstag und dem Bundes rathe zur ber 
faſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorlegen. 

2) bezieht ſich der ge bereits mitgetheilte Abänderungsvorſchlag der 
Sea Duncker und Waldeck auch auf dieſen Artikel, da ihr Vorſchlag die 
Stre ung der Artikel 56 und 57 vorausſetzt und ſpeciell die Vorlegung eines 
Geſetzes im nächſten Reichstage verlangt, „wodurch die Organiſation des 
ganzen Bundesheeres feſtgeſetzt wird“. 

Abg. Dr. Zacharige: sg 25 
von Seiten eines der Herren Bundescommiſſarien die Freiheit der Militär⸗ 
pflichtigkeit der ehemaligen Reichsunmittelbaren erklärungsweiſe ausgeſprochen 
würde. Ich bin bon dem Herrn Kriegsminister darauf aufmerkſam gemacht 
worden, daß dieſe Freiheit von Militärpflichten in der preußiſchen Militär⸗ 
geſetzgebung ausgeſprochen iſt, daß alſo der Artikel 57 dieſelbe implieite ent: 
hält. Ich habe dies hiermit conſtatiren wollen. a 5 
Abg. Forkel (Rechtsanwalt in Coburg): Da zur Sicherheit des norddeut⸗ 
ſchen Bundes ſobald als möglich eine einheitliche Heeresmacht für denſelben 

beſtehen muß, jo muß auch eine einheitliche Militär⸗Geſetzgebung eingeführt 

| werden. Das kann vorläufig nur die preußiſche fein. Die Militär⸗Convention 
nien ver Krone Preußen und meinem engeren Vaterlande gab mir Veran⸗ 

| aſſung, Kenntniß von derſelden zu nehmen. Es ift in manchen Beziehungen 
eine harte und ziemlich ſchwere Koſt, die den Bundesſtaaten hier geboten wird. 
e darin ſind unerläßlich. Auf welchem Wege aber ſollen ſolche 

1 1 künftig vor ſich gesen, auf dem Wege der Bundesgeſetzgebung 

oder der Verfaſſungsveränderung? Ich zweifle nicht, daß der erſte Weg der ein⸗ 
zig richtige iſt, wenn hier nicht ſchon die entgegenge etzte Anſicht vorgetragen 
wäre, daß wir durch Annahme des Artikels 57 des Entwurfs die ganze preu⸗ 
e k 35 det 
u integrirenden en un U . N 
diese nacht nich; 100 aue, was Geſetz war, bleibt Geſetz, was Reſcript 
oder Reglement war, bleibt Reſcript oder Reglement, und der Artikel 57 iſt 
nichts Anderes als das Einführungsgeſetz für die übrigen Bundesſtaaten. 
Wäre dem nicht fo, fo würde es nicht in der Hand des Bundesfeldherrn liegen, 
auch nur die gerinaſte Ordonnanz, das kleinſte Reglement irgendwie zu modi⸗ 
ficwen, außer im Wege der Bundesverfaſſungs⸗Aenderung. Da aber einmal 
eine Differenz der Anſichten über dieſen Punkt hier im Haufe beſteht jo würde 
es vielleicht die 1 mit Dank anerkennen, wenn einer der Herren 
Bundes-⸗Commiſſarien, vielleicht der Herr Commiſſarius für den Krieg ſelber, 
eine Erklärung hierüber abgäbe. 

Bundes⸗Commiſſarius v. Roon: Ich glaube die Bedenken des Herrn Vor⸗ 
redners am beſten dadurch widerlegen zu können, daß ich im Einklange mit 
den Regierungen erkläre: es iſt keine andere Abſicht geweſen, als diejenige, 
die foeben der Herr Vorredner als zweckmäßig bezeichnet hat. Wir wollen die 
preußiſchen Geſetze und die preußischen Verordnungen, Reglements und In⸗ 
ſtructionen aufgenommen oder vielmehr angenommen wiſſen in allen denjeni⸗ 

en Armee⸗Theilen, die dem Bundesheere neu zugehen. Wir wünſchen, daß 

fe in volle Geltung durch dieſe Verfaſſung geſetzt werden, natürlich, jo weit 
es Inſtructionen, Vorſchriften, Reglements find, immer nur inſoweit, als es 
die Zweckmäßigkeit gehtattet, fie für die Sole beizubehalten. Natürlich muß 
aber dem Bundesfeldherrn in Bezug auf Vorſchriften und Reglements die 
Hand frei gehalten werden. Es geht nicht an, daß alle Reſcripte auf einmal 
Bundesgeſee werden. Das war auch nicht die Abſicht. 

Abg. Dr. Wigard: Bis jetzt haben wir wenigſtens mit bekannten Größen 
gerechnet. Jetzt wird uns aber eine Vorlage zur Annahme empfohlen, die 
denjenigen vollſtändig unbekannt iſt, die nicht KR Preußen find, eine Bus 
mutbung, die wohl kaum ein Abgeordneter mit feinem Gewiſſen zu verein⸗ 
baren vermag. (Auftegung.) Wir ſollen, ohne daß man uns zumuthen kann, 
dieſe Militärgeſetze Preußens zu kennen, die uns nicht einmal vorgelegt ſind, 
ſie genehmigen und gutheißen. Ich weiß nicht, wie weit die Kenntniß der 
E e . eee auf dieſem Gebiete reicht. Unmöͤglich aber können 
Sie von den übrigen Abgeordneten verlangen, daß ſie damit vertraut find. 
Hierzu kommt, daß in dieſer Militärgeſetzgebung, wie fie jetzt gehandhabt wird, 
auch ſolche Beſtimmungen vorhanden ſind, die eigentlich keine Geſetzeskraft zu 
beanfpruchen berechtigt find und die dennoch als Geſetze angewendet werden. 
Es ift unter dieſen Umſtänden unmöglich, dazu unſere 
u a wen ſtens kann das nicht mit meinem Gewiſſen vereinbaren. (Un 
ruhe im Hauſe. ö . 

Abg. b. Binde (Olbendorf) hält dieſe Zuftimmung für ganz unbedenklich, 
da Jahre darüber vergehen könnten, wollte man warten, bis dieſe Geſetze alle 
bekannt feien. — Das Amendement von Fordenhed ſei ihm nicht ganz ver⸗ 

ändlich, ein Geſetz, wie das dom September 1814 könne nicht gemeint fein, 
onſt könne keine Militärverwaltung darauf eingehen. Ueberhaupt mäſſe 
der Militärverwaltung in Organiſationsfragen ein freier Spielraum gelaſ⸗ 
ſen werden. g - 8 8 + 

Abg. v. Kebler (Landrath in Chodzieſen): Die Sache iſt gar nicht ſo viel 
Worte werth, als ſchon darüber geſprochen ind. (Widerſpruch links.) a 
kann ich den Grund, daß man die preußiſche Militär⸗Beſetzgebung nicht Geer 

durchaus nicht gelten laſſen. Wir ſtehen durchaus nicht vor einem eiepe 
von fo außerordentlicher Tragweite. (Unruhe und Wiverfpruch links.) Cs 
handelt ſich nur darum, das, was ſchon für 25 Millionen gilt, auch für bie 
übrigen 5 Millionen einzuführen. Alles das, was hier eingeführt werden l 
das beſtebt bei uns in Preußen ſchon lange. Dabei leben wir und fterben 
wir und befinden uns ganz wohl dabei (Heiterkeit). Ich weiß, daß 55 mit 
dieſen Beſtimmungen ganz gut gebt und daher kann ich mir dieſe „Untennt: 
niß“ der preußiſchen Militärgeſetze bei einzelnen Herren nur ſo erklären, daß 
ſich darin ein gewiſſes Bedauern über den Ausfall der Wahlen ausfpricht 
(Aufregung links.) Ich werde für die einfache Annahme des Artikel 5 ſtim⸗ 
men. (Bravo rechts, Unruhe links) | iR lichkeit 

Abg. Roh den beantragt mit Rackſicht auf die beſtrittene Geſezli ii 
vieler militäriichen Reglements und Inſtructionen, bei der Abſtimmung über 
Artikel 57 den Paſſus von „die Geſetze ſelbſt“ bis „Krieg und Frieden“ ge⸗ 
trennt zur Abstimmung zu bringen, event. dieſen Paſſus zu ſtreichen. 

Abg. Haberkorn: Da der Bund ein einheitliches Heerweſen hat, I MR 
auch die Gefetzgebung für das Heer eine einzige fein. Aber etwas An Sir 
ift es, wenn man eine Anzahl von Reglements annehmen ſoll, ohne ſie i 555 
: kennen, zumal es ſehr ſchwer ift, auch wenn Einem dieſelben zugänglich ſind 


| 
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darin zurecht zu finden. Nun gebe ich aber zu, es muß ein Anhaltspunkt 
den werden, und ich werde mich deshalb einverſtanden erklaren mit bie: 
em Artitel, wenn mir eine Zusicherung von Seiten der Herren — 
vertt eilt wird. Es tft nämlich bei uns in Sachſen die Mil tärgeſetz⸗ 
gebung auf das Gebörigfte geordnet; wir haben erſt in dieſem Jahre 


eter 
0 über die ung der Militärpflicht eingeführt, wir haben die 
Mengen regulirt, wir haben ein z m 10 freieß Militärſtrafgeſetzbuch, 
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Bierteljäßriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. Vinfertlont Dr für den Raum einer 
fünfthelligen Zeile in Petliſchrl 1½% Sgr. 


Ich habe geſtern den Wunſch ausgeſprochen, daß A 


Zustimmung zu erthei⸗ kö 


fo muß B 
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Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


eine neue Militär⸗Gerichtsordnung; alles vollſtändig geordnet. Wenn nun 
im Art. 57 von der „ungeſäkumten“ Einführung der preußiſchen Geſetze die 
Rede iſt, jo entnehme ich daraus, daß man doch wenigſtens nicht auf der Stelle 
alle dieſe Geſetze einführen will und ich gebe mich der Hoffnung hin, daß man 
gute Geſetze in anderen Bundesſtaaten ſo lange beſtehen laſſen wird, bis ein 
Bundesgeſetz darüber zur Emanation gekommen iſt. 

Bundescommiſſarius Staatsminiſter v. Frieſen: Zur Beruhigung des 
Herrn Vorredners kann ich erklären, daß das neue ſächſiſche Geſetz über die 
Erfüllung der Militärpflicht nur deshalb den Kammern vorgelegt wurde, um 
eine vollſtändige Uebereinſtimmung mit preuß ſchen Einrichtungen zu erzielen 
(Hört! Hört!) und ſo dieſelben amieipando einzuführen. Ferner kann ich 
erklären, daß bei den 8 über den Verfaſſungsentwurf ſehr ſach⸗ 
berftändige Militärperſonen auch ſeitens des Königreichs Sachſens zugegen 
waren und daß von dieſen nicht das geringſte Bedenken gegen die Annahme 
des Art. 57 laut wurde. ; 

Abg. Tweſten: Ich gebe vollkommen zu, daß es eine der ſchwerſten 
Anforderungen an einen Volksvertreter iſt, eine fo große Anzahl von Ge 
etzen und Reglements en bloc annehmen zu ſollen. Ich muß anerkennen, 
daß die nichtpreußiſchen Abgeordneten Recht haben, wenn ſie die ſchwerſten 
Bedenken hegen, eine Geſetzgebung anzunehmen, die ihnen nicht bekannt iſt. 
Aber es bleibt gar nichts Anderes übrig, es giebt gar keinen anderen Aus⸗ 
weg, um zur Organiſation einer einheitlichen Armee des norddeutſchen Bundes 
zu gelangen. Ich betrachte es von meiner Seite als das höchſte Vertrauens⸗ 
votum, das einer Militärverwaltung gegeben werden kann (Abg. Duncker⸗ 
Berlin: Hört! bört!) betrachte in der That die Artikel des Entwurfs 
über die Bundeskriegsverfaſſung als die wichtigſten der ganzen Verfaſſung. 
Der Abg. Waldeck hat gemeint, in eine Verfaſſung gehörten ſolche genaue 
und unttaflenbe Beſtimmungen nicht. Für gewöhnliche Verfaſſungen würde 
dieſer Einwand richtig ſein. Dieſer Entwurf enthält aber vor Allem eine 
Bundeskriegsverfaſſung, und das iſt der Theil, an deſſen Zustandekommen 
Jedem, der für die Macht Deutſchlands Intereſſe hat, auf das Dringenpſte 
gelegen ſein muß. Der — Schulze erklärte geſtern, die Herſtellung eines 
Interimiſticums müſſe man Anderen überlaffen, wir hätten eine dauernde 
Verfaſſung zu ſchaffen. In meinen Augen iſt das Interimiſticum faſt wich⸗ 
tiger als das Proviſorium, die Annahme aber des von jener Seite geſtellten 
ntrage3 würde in der That ein vacuum ſchaffen. Es giebt aber kein ein⸗ 
facheres Mittel für den Augenblick, als alle Einrichtungen der preußiſchen 
Organiſation anzunehmen und in ſämmtlichen Bundesländern einzuführen. 
Eine künftige Modification iſt auch in meinen Augen ein dringendes Bedürf⸗ 


niß, das ſich ſelbſt in der Militärverwaltung herausſtellen wird, wenn der A 


ganze Wuſt ſämmtlicher Reglements in den neuen Bundesländern eingeführt, 
neuen nicht an die Handhabung derſelben gewöhnten Beamten übergeben 
werden ſoll. Aus dieſem Grunde, glaube ich auch, iſt das Amendement des 
Abg. v. Forcenbeck, das ein Geſetz hierüber in Ausſicht ſtellt, nicht gerade 
von übermäßiger Wichtigkeit. Aber als Erinnerung daran, daß daſſelbe ein 
drin gendes Bedürfniß iſt, konnen wir auch unbedingt einem ſolchen Antrage 
. en Er unterſcheidet ſich von dem Röſſing'ſchen dadurch, daß letzterer 
ür den Erlaß eines ſolchen Geſetzes einen beſtimmten Zeitpunkt fixirt. Hierin 
beſteht zugleich der Mangel deſſelben, indem es nicht ſagt, was geſchehen 
ſolle, wenn bis zur angegebenen Zeit ein ſolches Geſetz doch nicht zu Stande 
gekommen. Das Amendement des Abg. v. Moltke verſteht ſich von ſelbſt 
von jedem Geſetz, welches nicht gerade auf eine beſtimmte Reihe von Jahren 
gegeben wird. 

Abg. Dr. Wigard: Ich ſtehe allertings nicht auf dem Boden des Ver⸗ 
trauens wie meine Vorredner, ſondern ich will Garantien haben. Ich glaube 
auch, der erſte Redner, der nach mir geſprochen hat, hat durch feine Rede genug: 
ſam bewieſen, wie mißlich es mit der Annahme dieſes Artikels ſei, indem er 
ſelbſt zugab, daß man den 1 Umfang der damit einzuführenden Geſetz⸗ 
gebung gar nicht zu kennen Stande wäre. Es wird zugegeben, daß man 
nicht Alles, ſondern nur das Brauchbare einführen wolle. Da hätte man doch 
aber eine ſolche Vorlage machen oder wenigſtens das, was zur Einführung 
kommen ſoll, zur Einſicht geben müſſen. Ich halte aber auch an und für ſich 
dieſen Artikel gar nicht für notbwendig, weil ja auch unſere kleinen Heere 
bereits organiſirt ſind und dieſe Organiſation auch ohne den Art. 57 vor⸗ 
wärts geben kann. M. H.! Ich habe bereits ausdrücklich erklärt, wie wir 
gleichfalls bierher mit der Abſicht gekommen ſeien, etwas zu Stande zu bringen 
und mitzuhelſen an dem gemeinſamen Werke, aber allerdings mit dem Unter⸗ 
ſchiede, daß wir nicht durch Did und Dunn gehen wollten, daß wir auch die 
Freiheiten des Volkes in der Verfaſſung wahren wollten. Sehen Sie auf 
unferen Weg zurück, ſehen Sie zurück auf die Haltung dieſer Seite des Hauſes, 
erinnern Sie ſich, ob wir nicht gern und willig, wenn unſere Anträge abge⸗ 
worfen worden, auch noch für andere geſtimmt haben, nur aus dem Grunde, 
um es möglich zu machen, auch felbit wenn wir unſere Wünſche nicht voll: 
ſtändig erreichten, doch etwas zu Stande zu bringen. Gegenüber ſolchen That⸗ 
ſachen aber muß ich eine Aeußerung, die vorhin gefallen, auf das Entſchie⸗ 
denſte zurückweiſen, die, daß unſere Oppoſition nur eine Folge der Mißſtim⸗ 
mung über den Ausfall der Wahlen fei; ich verwahre mich gegen eine ſolche 
Verdächtigung und erkläre, daß ich keinem Mitaliede dieſes Hauſes das Recht 
einräume, einem anderen Mitgliede andere Anſichten unterzuſchieben und unter: 
zulegen, als die es ſelbſt ausgeſprochen hat. (Redner hat die letzten Worte 
mit erhobener Stimme geſprochen. — Große Unruhe im Haufe.) 

Präſident Dr, Simſon: Ich glaube, der Herr Abgeordnete thut dem 
Redner, den er meint, doch wohl Unrecht: es liegt ja kein ſittlicher Vorwurf 
darin, wenn von einer Partei des Hauſes Mißſtimmung über den Ausfall der 
Wahlen behauptet wird. 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt. 

Abg. Dr. Gneiſt: Der Antrag des Abg. Rhoden wird die Lage der 
Antragſteller viel ſchlimmer machen, als dies nach der Vorlage der Fall iſt. 
Sie haben nicht erwogen, daß die Materie eines Militärgeſezes nie ein fo 
einheitliches Ganzes 15 um in einem codificirten Geſetz erihöpft werden zu 

nnen. Da — | nothwendig ein gewiſſer freier Spielraum für die Verwal⸗ 
tung, natürlich innerhalb der Schranken des Geſetzes, übrig bleiben. Streichen 

ie nun die mittleren Zeilen aus dem Artikel heraus, ſo machen Sie damit 
nur tabula rasa für eine tief eingreifende Reglementirungsgewalt, und unters 
werfen ſich vollſtändig unbekannten Normen. Und wenn nicht jezt gleich eine 
einheitliche Geſetzgebung eingeführt wird, jo wird von Anfang an ein unend⸗ 
licher Streit zwiſchen den verſchledenen Regierungen entſtehen. Wenn, was ich 
ugebe, die Annahme unbekannter Geſetze ſchwer iſt, jo iſt die vorgeſchlagene 

eiſe, wie man dem abhelfen will, jedenfalls nicht ſicher, weil Sie mit dem 
Streichen gerade das herbeiführen, was Sie vermeiden wollen. f 
Abg. Schulze wendet ſich in kurzen Worten gegen die Interpretation 
ſeiner geſtrigen Debuclion von Seiten des Abg. Tweſten. Man könne aller⸗ 
dings ein Uebergangsſtadium für nothwendig halten und dennoch nicht in der 
Lage fein, bier darüber zu beſchließen. f 

ie Discuſſion wird geſchloſſen. — Das Amendement Rohden wird mit 

großer Majorität abgelehnt. Der Artikel 57 des Entwurfs wird ange: 
nommen. Die Abſtimmung über das Zuſatz⸗Amendement des Abgeordneten 
v. Forckenbeck it zweifelhaft, es muß daher zur Zählung geſchritten werden, 
welche ergiebt, daß von 262 Anweſenden 134 für, 128 gegen das Amende⸗ 
ment geſtimmt haben. Daſſelbe iſt ſomit angenommen. (Da gegen 
ſtimmten u. A. die Abgg. Michaelis, Braun (Wiesbaden), Schwarzkoppen, 
Schleiden, Schrader.) a 

Artikel 58 lautet: Zur Beſtreitung des Aufwandes für das ge⸗ 
ammte Bundesheer und die zu demſelben gehörigen Einrich⸗ 
1 7 find dem Bundesfeldherrn jährlich ſodielm al 225 Thaler, 
in Worten zweihundert fünf und zwanzig Thaler, als die Kopf: 
Ha der Friedensſtärke des Heeres nach Art. 56 beträgt, zur Ver: 
ügung zu ſtellen. Vergl. Abſchnitt XII, Die Zahlung dieſer 
eiträge beginnt mit dem erſten des Monats nach Publication 


der Bundesberfaſſung. 

I) Abg. Fürſt Solms beantragt, nach Artikel 58 folgenden Zuſatzartikel 

einzuſchalten, den unſer Bericht geſtern irrthümlich bei Art. 56 aufgeführt hat: 

Artikel 58a. Die nach der Kopizahl der Friedensſtärke des ſtehenden Heeres 

berechneten Beiträge (Artikel 58) werden nach Ablauf von je 7 Jahren im 
ege der Bundesgeſe 

foam En bis zum Erlaſſe eines abändernden Bundesgeſetzes unverändert 
uerbeben. 

) Der Abg. v. Binde (Olbendorf): Artikel 58. Die auf Grundlage 

dieſer Verfaſſung am 31. Dezembbr 1871 geſetzlich beſtehende Organiſation 
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gebung von Neuem feſtgeſtellt. Die deſtehenden Bei⸗ getreten. 


= 


citung. 


Expedition: Herrenſtraße Kr. 20 Außerdem Übernehmen alle Poſt⸗ 
Auſtalten Beſtellungen auf die Bits Bache Sonntag und an 5 
nmel, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. - 


Montag, den 8. April 1867. 


des Bundesheeres wird der weiteren Vereinbarung des Militärbudgets des 
Bundes zum Grunde gelegt. 5 1 
) beantragt Abg. Freiherr d. Moltke: dem Artikel 58 folgenden Zuſatz 4 

hinzuzufügen: „Bis zum Erlaſſe eines abändernden Bundes ge⸗ 7 
ſetzes ſind die beſtehenden Beiträge unverändert fortzuer heben, 

ebenſo bewendet es bis dahin bei dem durch Art. 56 feſtgeſetzten 

Procentſatz der nn, der Bundesſtaaten.“ 

4) der Abg. Kratz: im Artikel 58 hinter den Worten „Einrichtungen find“ 
einzuſchalten: „bis zum 31. Dezember 1869“ und nach dem 2. Alinea hinzu⸗ 
zufügen: „Die Höhe der Ausgaben für das geſammte Kriegsweſen des Bun⸗ 
des wird für die Zeit vom 1. Januar 1870 ab jährlich durch das Bundes⸗ 
pratgeieh feſtgeſtellt“. x 

der Abg. v. Forckenbeck: hinter dem Worte: „Einrichtungen find“ 
einzuſchalten: „bis zum 31. Dezember 1871“, 

Die Feſtſtellung der Rednerliſte ergiebt neun Redner für, elf gegen die 
Vorlage der verbündeten Regierungen. Für: Wagener (Neu ein) bon 
Blanckenburg, v. Steinmetz, v. Zehmen, Scherer, v. Binde (Ha 
gen), Graf Lehndorf, v. Vincke⸗Olbendorf; gegen: Knapp, Grum⸗ 
brecht, Dr. Jäger, v. Hennig, Wiggers (Roftod) u. ſ. w. j 

Ne erhält das Wort der 3 4 1 

bg. Wagener (Neuſtettin): M. H.! Von den geſtrigen 1 55 | 
4 
ö 


des Abg. v. Forckenbeck, meines langjährigen geſchätzten Gegners, war offen⸗ 
bar der Satz der richtigſte, daß unſere Berathung ſetzt bei dem wichtigſten 
Gegenſtande angelangt iſt. Dieſe Wichtigkeit wird aber jetzt noch dadurch ge⸗ 
ſteigert, daß wir geſtern leider das erſte Amendement des Abg. v. Forckenbeck 
angenommen haben. Herr v. Forckenbeck 55 uns dabei zugerufen: bis hierher 
und nicht weiter! Sollte er aber bei dieſem Ausruf ſich auch klar gemacht 
haben, daß wir ihm mit einem ähnlichen Anſpruche gegenüberſtehen. Auch 
wir haben eine Grenze, die wir nicht überſchreiten können, nicht überschreiten 
dürfen. Herr v. Forckenbeck hat von einem Compromiß geſprochen, thatſächlich 
aber hat er nicht rur fein urſprüngliches Princip fee ten, ſondern iſt 
darüber noch bedeutend hinausgegangen und hat Forderungen geftellt, wie er 
fie ſchärfer kaum in der brennendſten Zeit des Conflictes über den Militär⸗ 
etat geſtellt hat. M. H., die Frage, die uns jetzt vorliegt, läßt ſich am beiten 
nach drei Geſichtspunkten hin erörtern; nämlich 1) dem militäriſchen, 2) dem 
politiſchen und 3) dem rein finanziellen. Was den erften Punkt anbetrifft, jo 
beſitze ich leider nicht die tiefe Sachkenntniß, die es neulich einem Collegen 
moglich gemacht hat, zu ſagen, daß er die techniſche Frage doch noch beſſer 
verſtehe als der von ganz Europa bewunderte Generalſtabschef der preußiſchen 
rmee. Ich meinerſeits ſchenke aber demſelben unbedingtes Vertrauen und 
werde deshalb die militäriſche Seite der Frage nicht berühren. Auch bei der 
politiſchen Seite werde ich mich darauf beſchränken, lediglich von der Einheits⸗ N 
frage zu ſprechen. Wer hat uns die deutſche Einheit gebracht, worin beſteht 
ſie zur Zeit und welche Garantie haben wir, das, was wir gewonnen haben, 
auch zu behalten. M. H.] Die deutſche Einheit bat nicht ein deutſches Par⸗ 
lament gebracht, ſondern die preußiſche Armee, im Degentvell, das Parlament | 
hat ſie zu bindern geſucht (v. Vincke⸗Hagen: Sehr richtig! — Widerſpruß A 
links). Haben Sie nicht ſchon ſelbſt im Verlauf dieſer Debatten zugeftanden, 
daß die deutſche Einheit zunächſt in der Einheit der deutſchen Armee liegt? RX 
„ Können Sie die Einheit der Armee in Frage ftellen, ohne damit die Ein: 
beit Deutſchlands ſelbſt in Frage zu ftellen und wenn Sie die Feſtſtellung 
der Heeresorganiſation des norddeutſchen Bundes auf drei Jahre beſchränken wi 
beſchränken Sie damit die Dauer des norddeutſchen Bundes nicht auch auf a 
drei Jahre? (Ants: Nein!) Sie fagen freilich, daß niemals ein de SM 
Reichstag wagen wird, dieſe en in Fang zu ſtellen, aber wenn Sie 
das wirklich glauben, warum ſtimmen Sie dann nicht für unſere Anträge, 
welche dieſe Organiſation eins für allemal ſichern. (v. Vincke⸗Hagen: Sehr 
richtig) Haben Sie denn ganz die Geſchichte unſeres Militär⸗Conflicts ver⸗ 
geſſen, in deſſen Verfolg wir bis Br Grenze der Steuerverweigerung gekom⸗ 
men waren? Nun, m. H., an dieſer Grenze kommen wir auch mit Forcken⸗ 
beckſchen Anträgen an. (v. Vincke⸗Hagen: Sehr richtig!) Es widerſpricht 
geradezu allen verfaſſungsmäßigen Anſchauungen, es iſt noch nie dageweſen 
und ganz unerhört, in eine Verfafjungs-Urkunde ein Uebergangsſtadium, ein 
Proviſorium aufzunehmen, ohne zu wiſſen, was nach Ablauf deſſelben geſchehen 
ſoll. Die Verfaſſungs⸗Urkunden haben hauptſächlich den Zweck, die dauernden 
Organiſationen zu fixiren. Das haben Sie mit Annahme des Forckenbeck ſchen 5 
Amendements aus der vorliegenden Verfaſſung hinausgebracht und das Pro⸗ 
viſorium dafür hineingeführt. Es iſt auch nur eine wohlklingende Interpre⸗ 
tation und weiter nichts, wenn für das Amendement Forckenbeck angeführt 
wird, daß man weiter nichts beabſichtige, als dem norddeutſchen Reichete e 
das Budgetrecht des preußiſchen Abgeordnetenhauſes zu wahren. Ja, m. 85 
handelte es ſich blos um das, dann würde ich es nicht der Mühe werth ge⸗ 
halten haben, dieſe Tribüne zu betreten, aber es handelt 8 gerade um das 
Gegentheil, unter der Hülle dieſer Anträge nämlich das Budgetrecht zu ge⸗ 
winnen, was im preußiſchen Abgeordnetenhauſe bisher vergebens erſtrebt wor⸗ 
den iſt, nämlich die Bewilligung der Einnahmen, wie der Ausgaben loszu⸗ 
löſen von den Beſtimmungen, die es für die 1 machen. 
Das preußiſche e ſtellt den Regierungen die Einnahmen ſicher und 
bindet das Ausgabebewilligungsrecht an die Schranken, daß Ausgaben nicht 
verweigert werden können, e geleiſtet werden müſſen. Nehmen Sie 
jetzt das Amendement Forckenbeck an, ſo hört mit dem 31. Dezember 1871 
die Beſtimmung auf, daß 1 Procent der 9 für die Armee geſtellt 
werden müſſe und daß pro Kopf 225 Thlr. zu zahlen ſind. Damit haben wir 
für unſere Bewilligungen in Einnahme und Ausgabe jede geſetzliche Schranke 
verloren und wohlgemerkt auch in Bezug auf die verbündeten Regierungen. 
(v. Vincke⸗Hagen: Sehr richtig.) : l 2 
Herr v. Foretenbed hat uns geſtern ge t: Wir wollen die Reorgani⸗ 
ſation in Anerkennung der glorreichen Erfolge unſerer Armee nicht weiter 
bemängeln. Das klingt ſehr ſchon, aber es klingt auch nur fo. Die 
kennung der Reorganiſation hat keinen Werth, wenn man ſich dafür die War 
fen nimmt, mit denen man die Regierung zu allen möglichen Zugeſtändniſſen 
auf dieſem Gebiete zu zwingen im Stande iſt. (v. BinderHagen: Sehr 
richtig!) Was würde es denn für eine Bedeutung haben, wenn man nach 
Ablauf des Proviſoriums nur 4 Procent der Berälterum und nur 112 Thlr. 
5 den Kopf bewilligen wollte. Könnte man da noch in Wahrheit von einen 
nerkennung der Reorgantſation ſprechen, wenn Sie mit ſolchen B 2 
gen eine Armee conſtruiren wollten. M. H.] Der Militär⸗Conflict, den Sie 
mit ihren Amendements wieder groß züchten, hat noch ein ganz a Ge⸗ 
ſicht, wie der alte. Wenn dieſer neue Conflict in Scene geſetzt wird, dann 
handelt es ja nicht mehr um Detailfragen, dann ift die Haupifrage nur die, 
wer über die preußiſche Armee disponiren ſoll, der König von —.— oder 
das norddeutſche Parlament. (Widerſpruch links; v. Vincke⸗Hagen: Seht 
richtig! — Bravo rechts.) Sie wollen ein Seitenſtück zu der bekannten enge 
liſchen Meutereibill, nach welcher in England nicht der König, ſondern das : 
Parlament über das Heer disponitt, ich aber, m. H., würde für Preußen 
eine ſolche Bill nicht annehmen, und wenn wir mit derſelben auch noch mehrt 
gewinnen könnten, als den norddeutſchen Bund. Ich die Herren nicht 
mehr, die ſich zu Wächtern der deutſchen Ehre und Seldſtſtändigkeit berufen 
glauben und der Regierung in den- ent cheidendſten Punkten die größten * 
Schwierigkeiten bereiten. Sie glauben doch nicht etwa, daß die jhöne Inter: 
pellation wegen Luxemburg's einen jo gewaltigen Eindruck in Europa 8 = Ä 
bat? Nein, m. H., nur die hinter diefer Interpellation vermutbete Einigkeit 1 
zwiſchen dem Reichstage und der Regierung bat diefen Eindruck hervorgerufen, 
und derſelbe wird in das Gegenthell umihlagen, wenn das Ausland ſiebt, 
daß in der wichtigſten Frage dieſe Einigkeit nicht beſteht. (Abg. v. Binder 
Hagen: Sehr richtig!) Ich kann nur wiederholen, was geſtern der Abgeord: 
nete für Wiesbaden (Links: Aha!) in dieſer Beziehung geſagt und durch ein 
entſprechendes Votum zum Abſchluß gebracht hat, und ditte Sie, auf das 
Schleunigſte das Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen. Bei anderem 
fahren würde man Sie in der Heimath nicht freudig begrüßen, wo man denkt, 
daß die Armee, welche, um mit dem General Vogel v. Falckenſtein zu ſpre⸗ 
chen, ihre Zinſen mit ihrem Herzblut im Voraus bezahlt hat, auf das Capi⸗ 
tal gerechten Anſpruch erheben kann. (Bravo rechts!) : 
Wabrend dieſer Rede iſt der Bundes⸗Commiſſar Graf Bis marck ein⸗ 
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Abg. Knapp (Gutsbeſ. in N en die Vorlage): M. H., da ich 3. 
bisher noch nicht die 855 x lg se fo w in um Vor 
ten meinen Standpunkt darlegen. ze bin eingetreten mit dem feſten Bor: 
ſatze, nach Kräften mitzuwirken zur Beſchleunigung des Verfaſſungswerkes und 8 


und Blut einzutreten, wenn Gefahr da ift. 


der Centralgewalt des norddeutſchen Bundes Peieige Machtſtellung 9 geben, 
die zum Schutze des Vaterlandes erforderlich iſt. Auf der andern Seite aber 
aben wir die Verpflichtung übernommen, daß dem Reichstage dieſeniaen 
fugniffe eingeräumt werden, die für ein Parlament erforderlich find 
(rechts Ruf: zur Sache), daß die conſtitutionellen Rechte gemabet werden und 
die freiheitliche Entwickelung moͤglichſt gefördert wird, enn wir den Ver⸗ 
faſſungsentwurf näher prüfen. .. Präſident Dr, Simſon unterbricht jetzt 
ebenfalls mit der Bemerkung, daß es ſich um die Special⸗Discuſſion zu 
Art. 58 handle. Redner ſchleßt nden er ſich für das Amendement Forckenbeck 
erklärt und die Hoffnung ausſpricht, daß vaſſelde trotz der Ausſtellungen des 
Vorredners ſich einer großen Majorität im Haufe erfreuen werde. f 
Abg. v. Steinmetz: Es wäre gut, daß Diejenigen, welche der Regie: 
rung aus falſchem Conftitutionalismus und weil fie die Dinge durch trübe 
Gläſer anleben, Schwierigkeiten bereiten, auch dazu bereit wären, mit Gut 
Aber als die erſten politiſchen 
Wolken auftauchten, da gab es Leute genug, die aus Beſorgniß ins nächſte 
Mauſeloch krochen; heute ſtehen wir freilich am Ende der vollbrachten Thaten 
und nun frage ich Sie, wie die Sache ausgefallen wäre, wenn die Regierung 
nicht mit höherer Weisheit daran feſtgehalten, das Werk der Heeresorganiſa⸗ 


tion zu Ende zu führen. (v. Vincke (Hagen): Sehr richtig) Die Herren 
von damals ſind auch heute nicht bekehrt. Man fährt jr, die Stärke und 
die Koſten für dieſelbe als unerſchwing⸗ 


Tüchtigkeit der Armee Fi untergraben, 
lich darzuftellen und alles Geld, was für die Armee ausgegeben wird, für 
unproductiv zu erklären. Capital wird freilich nicht in der Armee geſammelt. 
Couponsabſchneider giebts in derſelben nicht. Es bleibt auch nicht ein Gro⸗ 
ſchen in der Armee. — Aber das auf fie verwendete Geld fließt 
wie ein befruchtender Regen auf die ganze Bevölkerung zurück. (Große Heiter⸗ 
keit.) Fragen Sie doch in den kleinen und Mittelſtädten nach: das ganze 
Gewerbe lebt von der Garniſon und prosperirt dabei. Die Armee iſt aber 
auch nothwendig, um die Integrität des Landes zu ſchuützen, und wie hat fie 
dieſe Aufgabe gelöft. ae dente noch an unſeren Empfang auf der Domäne 
des Abgeordneken für enburg (Reichenheim). Das war eine Freude und 
ein Jubel, ein inniges Dankgefühl, wie ich es noch nie erlebt habe und durch 
das die Bevölkerung ſich ſelbſt ehrte, nicht blos die Armee. Was ware ge⸗ 
ſchehen, wenn der Feind über unſere Grenzen gebrochen und Schleſten ver⸗ 
wütet hätte? Dieſe Verluſte hat die Armee abgewehrt, fie hat nicht blos 
Zinſen, ſie hat ganze Capitalien eingetragen, und das nennen Sie unpro⸗ 
ductiv? Nein, m. H., ſteigen Sie empor zu der Anſicht eines leitenden 
Staatsmannes, der vorausſieht, was kommt, der das Land nicht wehrlos 
machen läßt und dem Auslande Reſpect einflößt, Sorgen Sie für die Armee, 
die nicht umſonſt ihre Deviſe trägt: „mit Gott für König und Vaterland“; 
die Armee wird Ihnen dankbar ſein, wenn Sie in decken Weiſe für ſie 
ſorgen, wie das preußische e für die Invaliden geſorgt hat, 
bewilligen Sie reg, die Mittel, die gefordert werden, ſonſt tritt ein Fall 
ein, der ſchlimmer iſt als alle anderen, der nämlich, daß die Armee kein Ver: 
trauen zu ſich ſelbſt hat, und meine Herren, eine ſolche Armee iſt ſchon halb 
geſchlagen. Das wollen Sie nicht! Alſo ſeien Sie nicht karg in dem, was 
nothwendig iſt, das wäre eine falſche Sparſamkeit, und nehmen Sie die An⸗ 
träge de en n an. (Bravo rechts.) 

bg. Grumbrecht (gegen den Entwurf): Jeder von uns kann wohl mit 
manchen Worten des Vorredners einverſtanden ſein; aber die Anſchuldigungen, 
die derſelbe gegen viele Mitglieder dieſes Hauses a bat, find, ungerecht: 
fertigt. Da dieſelben mich nicht treffen, glaube ich wohl etwas objectiver 
darüber alen zu können als der Vorredner. Niemandem in dieſem Saale 
wird es einfallen, einen Schatten auf die Ebre der preußiſchen Armee zu 
werfen; aber deshalb braucht man nicht die Armeeeinrichtungen vom einſei⸗ 
tigen Standpunkte aus zu betrachten. Niemandem fällt es ein, die erforder⸗ 
cen Mittel zu verweigern, um die Machtſtellung unſeres Vaterlandes zu 
ſichern. Aber die Sache hat ihre gewiſſen Grenzen, man muß unterſcheiden 
zwiſchen dem, was nothwendig und niltzlich, und was entbehrlich iſt. — Ich 
unterlaſſe es, dem Vorredner auf ſeine finanziellen und volkswirthſchaftlichen 


Erörterungen zu folgen. Auf dem Schlachtfelde würde ich mich feiner Füh⸗ 


rung ſehr gern anvertrauen; ich glaube aber, daß es zweckmäßiger wäre, 
wenn er in dieſen Fragen unſerer Huhn folgte. (Sehr gut! links.) Auch 
feine Aeußerungen auf dem conſtitutionellen Gebiete verrathen eine ſehr ein⸗ 
ſeitige Auffaſſung, in Anbetracht ſeiner ſonſtigen hohen Verdienſte will ich nicht 
berjuchen, ihn zu widerlegen. (Sehr gut)) — Was die Ausführungen des 
Abg. Wagener anbetrifft, fo kann ich a Ieuonen die Kraft feiner Sophiſtik; 
ich muß jedoch conftaiiren, daß er ſeine erungen jo auf die Spitze treibt, 
daß eine Vereinigung: nicht möglich iſt. Es iſt einfach nicht wahr, daß die 
Armee auf Abonnement geſtellt wird durch das Forckenbech che Amendement, 
es it nicht wahr, daß der Militär⸗Conflict des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
dadurch verewigt wird. Der Militär⸗Confliet wird dielmehr gelöſt ſchon durch 
den Art. 55, den Sie bereits angenommen haben; er wird geldſt dadurch, 
daß Sie die dreijährige Dienſtzeit anerkannt haben als eine verfaſſungsmaßige 
Pflicht, er wird gelöjt dadurch, daß Sie die Dienſtpflicht im ſtehenden Heere auf 
fieben Jahre ausgedehnt baben. Ein ſolcher Conflict wird nicht wiederkehren. 
Das alte Sprüchwort: „Gebrannte Kinder ſcheuen das Feuer“ wird ſich hier 
wohl auch auf Männer anwenden laſſen. Es iſt gegen alle Grundsätze der 
Pſychologie und gegen die Erfahrungen der Geſchichte, daß ſich derſelbe Fehler, 
der politiſch nachtheilige Folgen Per wiederholt. Deshalb brauchen wir 
keine ſolche Vorſorge zu treffen. Der Kriegsminiſter erkennt felbit an, daß 
das Pauſchquantum für die Armeeverwaltung ein bedenkliches Inſtitut ſei. 
Und nun ſollen wir es nicht blos für einige Zeit, ſondern dauernd verfaſſungs⸗ 


Die Amendements Forckenbeck 5 ine Alles auf eine beſtimmte Zeit; 


chen, wäre er w wo anders ausgebrochen. H. wir können 
keine Inſtitution ſchaffen, die den nackten Abſolulismus an der Stirne trägt; 
eine ſolche Inſtitu aber das Pauſchquantum. — Noch ein anderes Be⸗ 


Zeit wärtis 
i eiten wird bi i it i 
* n keine. ‚grobe Unzufriedenheit im 


baben, und das Vol 
Vertreter Alles bewilligt iſt. Dazu 
Budgetrecht nicht beſitzt, er vom Volte dan getrieben werden wird, dies 


von Gott und Rechtswegen gebührt; es könnte dies 
ihm Sie würden damit einen groben politiſchen Fehler 


Berfammlung, der principiell dem Verfaſſungswerke abgeneigt wäre. Thun 
Sie d 3 at eat 
werden dann vielleicht Freunde 


uſe war 
ſage i 


„ dauern N alt d 
iſtenz des Staates ſſcher zu — den Charakter erhalten, um die 
hlreichen Feinde unſeres neuen 
ſortbeſtehen, fo lange überhaupt die Nach⸗ 
ern. 


In einem Bundesſtaate muß man einen Punkt hauptſächlich beachten: gewiſſe 
Nen 


d 
Pie nicht ſchwinden, ſondern jo 


barvölter in Europa miteinander wetteifern. Wenn erſt der Süden Deutſch⸗ 
lands zutritt, was nur noch eine Frage der Zeit I dann muß Deutſchland 
die prädominirende Macht in Eurdpa fein nach Oft und Weit, und ohne ſei⸗ 
nen Willen kann kein Kanonenſchuß abgefeuert werden. (Beifall rechts.) 
Hierzu aber gehört eine ſtarke Armes; ein gewiſſes Mi er Armee 
n 0 Bei dieſer Frage muß für uns maß⸗ 
gebend | die keiten des Staates, und dann erſt al⸗Oetonom 


ſt] könnten wir nicht mitreden, da wir nichts davon verſtänden. 


ch für die Sparſamkeit. Sie wollen nur durch den N 
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Es iſt viel geſprochen worden von der Nothwendigkeit von Compr 
con nellen Staate. Nun ja, die Annahme der Regierungs vorlage würde 
7 Compromiß ſein. (Gelächter links.) Dieſes Minimum der Armee 
beſteht in allen europäiſchen Staaten als feſtſtehender Theil des Budgets, nur 
England iſt in gewiſſer Beziehung ausgenommen. Dort find aber auch die 
Verhältniſſe ganz andere. Ja, m. 5, wenn Sie den conſervativen Geiſt der 
engliſchen Nation uns garantiren würden, dann könnte ich mit Ihnen ſtimmen. 
Aus unſerer jungſten Vergangenheit haben wir aber das abſchreckende Beispiel 
vom Gegentheil erfahren; wir haben geſehen, daß die Menſchen bei uns 
anders ſind. 

„Wir wollen uns eben auf den geſetzlichen Boden ftellen und dieſe Sachen 
nicht dem wechſelnden Belieben der Regierung und Volksvertretung überlaj- 
ſen, ſondern ein feſtes Geſetz ſchaffen, das uns aller Streitiakeiten überbebt. 
Sie wollen bei jeder Gelegenheit Verantwortlichkeit haben. Wie können Sie 
aber einen Miniſter verantwortlich machen, wenn er 1871 noch nicht weiß, 
was 1872 beſckloſſen werden wird? Sie legen dadurch auf Jahre vorher die 
Regierung des Landes lahm. Durch einen ſolchen Beſchluß ſtellen Sie einen 
Wechſel aus auf die gute Geſinnung des Reichstages von 1871. Das iſt ein 
va banque-Spiel! l Widerſpruch links.) Man spricht viel von Dicta⸗ 
tur, von nacktem Abſolutismus. Ich weiß nicht, was Sie Abſolutismus nen⸗ 
nen, wollen Sie es denn Abſolutismus nennen, wenn Se. Maj. der König 
als Bundesfeldherr eine feſt begrenzte geſetzliche Gewalt erhält, welche noth⸗ 
wendig iſt, um europaiſche Politik zu machen. — Der Abg. Lasker hat geſagt, 
man bürfe der Zukunft nicht vorgreifen, ſondern müſſe auch auf den küniti- 
gen Reichstag vertrauen. Ja, wenn der fo beredte und patriotiſche Herr Ab⸗ 
georbnete feine eigene Exiſtenz ſicherſtellen könnte, dann wäre keine Gefahr 
vorhanden (Zeichen des Unwillens links, Beifall rechts), ſo aber iſt dies 
ſehr problematiſch. Den Staat darf man nicht gründen auf wechselnde Per⸗ 
ſonlichkeiten, das Vertrauen muß eine feſte Grenze haben. — Die im merwaäh⸗ 
rende Erinnerung an den Conflict bedauere ich (Ruf: Zur Sache!); man ſollte 
alte Wunden nicht immer aufreißen, ſondern uns befleißigen, dies aus der 
Geſchichte unſeres Landes zu vergeſſen. — Dem Herrn Vorredner muß ich 
übrigens bemerken, daß der preüßiſche Staat durch den Conflict durchaus 
nicht erſchüttert worden, ſondern noch größer aus dem Conflict hervorgegan⸗ 
gen iſt. (Ruf: zur Sache!) Wenn er meint, daß man denſelben Fehler nicht 
zwei Mal mache, ſo erinnere ich ihn nur an Frankreich; hier war im Jahre 
1830 ein Conflict zwiſchen den Bourbonen und dem Volk, im Jahre 1848 
war ein anderer Conflict zwiſchen den Orleans mit dem Volk. Und bat denn 
das franzöſiſche Volk etwas daraus gelernt? Jetzt ſehen wir es ſeufzen unter 
dem eiſernen Scepter Napoleons III.; wir ſehen daraus, daß Erfahrungen 
ſehr oft vergebens gemacht werden. — Es iſt wirtlich wunderbar, daß dieſe 
Amendements gerade von Seiten jener Herren kommen, die neulich die Ins 
terpellation geſtellt haben; es genügt nicht allein, patriotiſch zu werden, man 
Ki 5 Patriotismus auch bethätigen. (Zeichen der Entrüftung links; Bei⸗ 
all rechts.) 

Wenn die Lage von Europa wirklich nicht mehr jo ſchlimm iſt, wie jetzt, 
wer hindert denn dann die Regierung und den Reichstag, das Heer zu ver⸗ 
mindern? Es iſt ungerechtfertigt, anzunehmen, daß in dieſer Beziehung die 
Regierung in Gegenſatz zur Landesvertretung ſich ſtellen würde; denn wenn 
Sie der Regierung nicht zutrauen, daß ſie die Intereſſen des Landes wahren 
würde, fo ſtellen Sie ja das weſentlichſte Element des norddeutſchen Bundes 
in Frage. — Das ſcheinbarſte Argument, das vorgebracht wird, iſt das Bud⸗ 
9 Was iſt denn Budgetrecht? Hat denn das Budgetrecht in einem 
Lande jemals die Bedeutung gehabt, daß jedes Jahr alle Staats⸗Inſtitutionen 
in Frage geſtellt werden können? Das eigentliche Budgetrecht wird nicht ent⸗ 
zogen durch den Artikel, es wird höchſtens ad hoc aufgegeben, in den engen 
Grenzen für 300,000 Mann Soldaten. Der Landtag bekommt dadurch keine 
ohnmächtige Stellung, nur die allmächtige wird etwas beſchnitten. Die 225 
Thaler reichen doch nicht für alle Militär⸗Bedürfniſſe aus; es werden An⸗ 
leihen nöthig werden, und hier hat der Reichstag dann ein bedeutendes Recht. 

Das preußische Volk in feiner Mehrheit hat immer zur Regierung geſtan⸗ 
den (Ruf: zur Sache l); auch 1849, als die National-Verſammlung die Steuern 
verweigerte (Ruf; zur Sache!), ebenſo wie 1866 zur Zeit des Krieges. Zum 
preußiſchen Volke gehoren nun freilich auch die Mitglieder der Fortſchritts⸗ 
75 von denen nun allerdings jetzt ein großer Theil rühmen kann, ſeine 
Unſichten geändert zu haben. (Ruf: zur Sache!) Zur Widerlegung und 
Beſchämung derjenigen, welche neulich bei einer Ausführung von mir jo 
große Heiterkeit zeigten, will ich Ihnen doch eine Stelle aus dem Wahlpro⸗ 

ramme der Fortſchrittspartei verleſen. (Ruf: zur Sache! Redner wendet 

ch an einen an der Rednertribüne vorübergehenden conſervativen Abgeord⸗ 
neten mit der Bitte, ibm ein auf ſeinem Platze liegendes Actenſtück zu reichen. 

Nachdem dieſer es gereicht, ſchlägt Redner das Heſt auf und verlieſt eine 
Stelle, die angeblich aus dem Wahlprogramm der Fortſchrittspartei vor dem 
Kriege ſein ol, Es heißt dort, daß man gegen die auswärtige Politik 
Bismarck's ankämpfen müſſe, da die wahren Intereſſen des deutſchen Volkes 
nicht dadurch gewahrt würden, da die Einmiſchung des Auslandes hervorge⸗ 
rufen und der Beſitz deutſchen Landes in Frage geſtellt würde.) Nun, m. H., 
wie denken Sie jetzt darüber? (Große Heiterkeit rechts; Ruf von links: 
Luxemburg!) Ich dächte, das Hohnlachen wäre jetzt an mir. (Gelächter. ) 
Wenn eine Partei ein ſolches Programm aufitellt, dann können wir wohl 
noch vertrauen auf das Volk ſelbſt, nicht aber auf die zweifelhaften Vertreter 
deſſelben. (Zeichen des Unwillens links). Die letzten Wahlen haben die 
wahre Geſinnung des Volkes bewieſen. (Ruf: zur Sache!) Seien Sie der 
jüngſten Vergangenheit eingedenk; ſtellen Sie unſern neuen Staat nicht auf 
eine ſchwankende Baſis, ſondern helfen Sie die ſchlimmen Zeiten bannen: 
(Beifall rechts, Ziſchen links.) 

Der Präſident verlieſt einen vom Abg. Dr. Falk zum Amendement 
Vincke geſtellten Zuſatzantrag, welcher lautet: „Bis zum Erlaß eines abän⸗ 
dernden Bundesgeſetzes bewendet es bei dem durch Art. 50 feſtgeſetzten Pro⸗ 
centſatze der Bevölkerung der Bundes ſtagten “ . 

Abg. Miquel (gegen. die Vorlage): Noch in keiner parlamentariſchen 
Verhandlung habe ich ſo viel extreme Behauptungen gehört, wie heute; am 
meiſten von dem Abg. v. Vincke, der da meint, wir verdrehten durch unſern 
Antrag das Budgetrecht zum Geſpenſt, wir wüßten nicht, was Budgetrecht 
wäre; der ferner ſagt, daß er zwar dem Volle vertraue, aber nicht den Volta: 
vertretern ꝛc. Mit allen dieſen Behauptungen zeigt er weiter nichts, als daß 
er eben nicht zur liberalen Partei gehört, ſondern zur abſolutiſtiſchen. (Beifall 
links, Widerſpruch bei den Altliberalen); ja, m. H., zur abſolutiſtiſchen; denn 
dieſe Grundſätze des Herrn v. Vincke wären ebenſo gut anwendbar auf jeden 
andern Gegenſtand des Bewilligungsrechtes wie auf die Armee. Er hat 
ferner, geſagt: in allen andern Ländern wäre ein fixirter Militäretat. Dieſe 
Behauptung iſt einſach falſch, ebenſo wie feine neuliche Behauptung gegen 
den Abg. Lasker in Betreff des Miniſteriums Walpole. (Große Heiterkeit 
links.) Der Abg. Wagener geht in extremen Behauptungen noch einen Schritt 
weiter; er ſagt, die Einheit Deulſchlands fei allein geſchaffen durch die Armee 
und beſtehe in der Armee. M. H.! Die Armee hat die Einheit nicht allein 
geſchaffen; fie hat nur die Hinderniſſe weggeräumt, die derſelben entgegenſtan⸗ 
den, die Einheit beſtebt in dem allgemeinen Volksbewußtſein. — Das von 
uns geſtellte Amendemenk entſpricht in Wahrheit der gegenwärtigen politiſchen 
Lage des norddeutſchen Bundes; ohne Uebergangsſtadium können wir nicht 
auskommen, wir müſſen eine Zeit lang der Executive freie Hand laſſen. Es 
wäre aber ganz fehlerhaft, aus der Nothwendigkeit der Uebergangszeit zu 
folgern, daß das Budgetrecht überhaupt vom Uebel wire. 

Der Abgeordnete für Memel (v. Moltke) bat geſagt, in 8 

un, m. H., 


iſſen im 


der Reichstag wird künftig auch über andere Sachen zu beſchließen haben: 
Civilproceßordnung, Obligationsrecht, Juſtiz⸗Organiſation. Wenn der Herr 
Abgeordnete Recht hätte, ſo würden dann eine Menge Männer hier ſitzen, 
die was find, mitzuſtimmen. Mit dieſer Theorie, m. H., tödtet man nicht 
gur das Budgetrecht, ſondern den Parlamentarismus überhaupt. (Beifall.) 
Die Theorie ift aber durchaus falſch. Es iſt nicht nöthig, daß jedes Mitalied 
in alle Einzelheiten eingeweiht ift, dafur ſind die Techniker vorhanden. Das 
Parlament hat die verſchiedenen Seiten einer Frage abzuwägen, nicht blos 
die techniſche Seite allein. — Es iſt geſagt worden, daß durch ein dauerndes 
Pauſchquantum Erſparnſſſe herbeigeführt würden. In Hannover haben wir 
aber gerade die Aan Suche mit dem fixitten Militär⸗Etat ge⸗ 
macht. Die Stände hatten die Kurzſichtigkeit, zu glauben, daß dies billiger 
ſei; die Folge davon war aber eine ſchlechte V 


; erwaltung, wei icht con⸗ 
trolirt war. Controlirte Verwaltungen geben g, weil ſie nicht 
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g ormal⸗Etat einen Conflic 
vermeiden? Herr v. Binde hat ſelbſt geſagt, daß 225 Thlr. das Minimum 
wären; es würden bald ertraordinäre Forderungen an den Reichstag geſtellt 
werden; da konne er ſein Budgetrecht anwenden. Ich glaube auch, daß dieſe 
Summe nicht lange reichen wird und daß die Regierung ertraordinäre Ber 
willigungen verlangen wird. (Der Kriegsminiſter nickt zuftimmend.) Es iſt 
nun geſagt worden, bie firirte Summe wäre nur Ordinarium; das ift aber 
unrichtig; die Verfaſſung ſagt, daß ſelbſt Feſtungsbauten daraus gedeckt wer: 
den ſollten, ſoweit die Mittel ausreichen; es find alſo alle Ausgaben darauf 
verwieſen. — Das Parlament wird immer mehr oder weniger eine unnatür⸗ 
liche Schranke im Verluſt des Budgetrechts finden, und daſſelbe, wenn es 
einmal bei außerordentlichen Bewilligungen in Anwendung kommt, hier ſchär⸗ 
fer ausüben, als bei anderen Verwaltungszweigen es wird immer mit einer 
gewiſſen Mißgunſt an die Sache gehen, das iſt aber ſehr bedenklich. 


Wenn der Kriegsminiſter einmal mit einer extraordinären Anforderung 
kommt, ſo wird man klare Nachweiſungen über die Ver des Ordi⸗ 
nariumd verlangen, um zu ſehen, ob daſſelbe nicht aus und man wird 
das bis dabin verweigerte Recht leicht dadurch erzwingen, daß ma aordi⸗ 
naͤre Forderungen ablehnt. In Hannover haben wir wenigſtens dieſe Erfah⸗ 
rung gemacht. Als durch die ſchlechte Verwaltung bei dem ſirirten Budget 
die Armee in Verfall kam, eroberten ſich die Stände durch die Verweigerung 
der extraordinären Forderungen das Budgetrecht wieder. — Wir konnen uns 
möglich auf den Haupttheil des Budgetrechts verzichten, ohne das ganze da⸗ 
durch zu vergeben. Für die Volksvertretung iſt die Hauptaufgabe die Ver⸗ 
mittlung der ih der verſchtedenen Verwaltungszweige je nach dem 
Bedürfniß und der Lei dea der Nation; dieſe Aufgabe kann ſie nicht 
ausüben, wenn ihr ein Verwaltüngszweig gänzlich entzogen iſt. Man ſagt 
nun: die conſtitutionellen Grundfäße können zwar in einem Einheitsſtaate, 
nicht aber in einem Bundesſtaate zur Durchführung kommen. Wenn das 
vollſtändig wahr wäre, ſo hieße es: die deutſche Einheit iſt mit der Freiheit 
auf die Dauer unverträglich. Wenn das richtig wäre, ſo würde ſich unſere 
ganze Stellung zu dem Entwurfe ändern. Wir haben aber ein beſſeres Ver⸗ 
trauen auf die Vernunft und die Einſicht unſer Nachfolger im Parlament. 
Wir opfern manche Lieblings wünſche, um den großen Zweck zu erfüllen; was 
wir uns zutrauen, müſſen wir aber auch unſeren Nachfolgern zutrauen; wir 
ſtimmen nicht mit Herrn v. Vincke überein, der wohl dem Volke, nicht aber 
den Volksvertretern trauen will. Unſere ganze politiſche Anſchauung beruht 
auf dem Vertrauen zu den Vertretern der Nation zu aller und jeder Zeit. 
(Lebhafter Beifall.) 

Nachdem der Abg, Fürſt Solms ſein Amendement unter großer Unruhe 
des Hauſes motipirt, verlangt das Wort der . 

Bundescommiſſar v. Roon. Ich nehme das Wort, nur um einige extreme 
Behauptungen zu berichtigen. Der Herr Abgeordnete Grumbrecht hat geſagt, 
daß durch die Pauſchbewilligung dem Finanzminiſter die Controle der Milis 
tärverwaltung entzogen werde. Der Keiegsminiſter, m. H., giebt ohne den Fi⸗ 
vanzminiſter nicht einen Pfennig aus und ihre Verhandlungen ſpinnen ſich 
oft lange aus, bis ſie ſich über den Etat der Militärverwaltung verſtändigt 
haben. Dieſer Etat bindet den Kriegsminiſter, mag er der Landesvertretung 
vorgelegt fein ober nicht, und er wird burch feine Collegen und die Oberrech⸗ 
nungskammer controlirt, mag die 8 der Landesvertretung dazu er⸗ 
reicht fein oder nicht. Schon im Abgeordnetenbauſe habe ich geſagt, daß ich 
an dem Pauſchquantum kein ſonderliches Gefallen habe. Ich veilange das 
geſetzliche Gebundenſein an einen firieten Etat, wir find daran in Preußen 
gewöhnt, und ich hahe kein Verlangen, kein Intereſſe, aus der Taſche zu 
wirthſchaften, wie es mir beliebt. Die Pauſchſumme ift aber kein Militärs 
Abonnement, wie es in Hannover beſtand. Dieſer Ausdruck deutet darauf 
hin, daß der Kriegsminiſter die Verwaltung gegen ein Pauſchale in Entrepriſe 
genommen, und es wird ſich wohl Niemand in einem großen Staate finden, 
der den Muth dazu hätte. Die Controle des Finanzminiſters iſt nothwendig 
und ſie wird von Niemand, auch vom Finanzminiſter nicht, als unleidliche 
Schranke empfunden. 5 

Gefahren gehen daraus für uns nicht hervor, eben wegen der doppelten 
Controle, fo wenig, wie das Budgetrecht dadurch beeinträchtigt wird. Das 
Budgetrecht des preußiſchen Landtags beruht auf der preußiſchen Verfaſſung, 
aber nur auf dieſer; hier ſoll eine neue Verfaſſung geſchaffen werden. Da 
Art. 109 der preußiſchen Verſaſſung der Regierung die Einnahme zuführt, fo 
ift dort die Gefahr nicht groß, hier aber werden die Einnahmen in Fa ge⸗ 
ſtellt; dieſer Gefahr möchte ich mich nicht ausſetzen und bitte alle Patrioten 
ſich das zu überlegen. Gewiſſe Ausgaben ſind unter allen Umſtänden zu 
leiſten, fo die für die Armee. Die jährliche Bewilligung macht eine wohlfeile 
Verwaltung, die einer Dispoſition auf mehrere Jahre bedarf, nicht moglich. 
So baut man bekanntlich am theuerſten, wenn man lange baut und die Mi⸗ 
litärberwaltung wird theuer bauen, wenn fie je nach den jährlichen Bewilli⸗ 
gungen im Ordinarium langſam bauen muß. Kann fie disponiten, jo kann 
ſie auch ſparen. — Der Abg. Miquel hat aus meinen „Erläuterungen“ 
berausgeleſen, daß die 225 Thlr. das Ordinarjum des Militäretats beſtreiten, 
alſo die baulichen Ausgaben nicht. Aber unſer Etat führt auch im Ordinarlum 
dergleichen auf. Reichen die 225 Thlr. nicht aus, ſo werden wir uns für 
ixtraordinäre Bedürfniſſe an den Reichstag wenden. Vorläufig machen wir 
den Verſuch und zeigen den guten Willen ſo ſparſam zu ſein, daß wir damit 
reichen. Ich befürchte auch in dem Falle nicht die Verbitterung des Reichs⸗ 
tages. wenn er in der gehobenen patriotiſchen Stimmung bleibt wie jetzt. 

Der Herr welt Miquel ſpricht von der ſchlechten Verwaltung, die in Han⸗ 
noper einriß, weil man dort den Etat nicht regelmäßig bemilligte. Sollte ſie 
bei uns je einreißen, fo werde id der Erſte fein, der eine ſtrengere Controle 
verlangt. Aber einſtweilen verdient ſie noch das Vertrauen, das ſie ſeit Jahr⸗ 
hunderten befigt. Die 225 Thlr. ſebe ich an als die Miaimalbedingung für 
die Armee, als wichtigſte Einrichtung, die vor allen Stimmungen und Partei⸗ 
Voten unabhängig geſtellt werden muß wie im Deichverbande die Fordern 
für die Erhaltung des Deiches allen andern vorangeht. Mit Freude habe i 
das Bekenntniß früherer Irrthümer in Bezug auf die Vortrefflichkeit oder wie 
es mir zu fagen ziemt, die Brauchbarkeit der Reorganiſation vernommen und 
daß kein Reichstag mit Grund und Recht die Exiſtenz der Armee gefährden 
konne. Aber Gründe finden ſich immer und über das Recht denkt man leider 
ſehr verſchieden. Darum faſſe ich kein Vertrauen, wenn nicht durch Para⸗ 
graphen feſtgeſtellt wird, was Rechtens iſt. Was das Amendement v. Fordens 
beck betrifft, jo werden wir von Ihrer Freigebigkeit weiteren Gebrauch machen. 
(Heiterke.) Um nützlich zu fein, iſt die Friſt zu kurz; ſchon die LOjährige iſt 
willkürlich. Ich glaube keine Indiscretion zu begehen, wenn ich ſage, daß 
unſere Mlitär⸗Convention mit den Staaten, die das Reſerve⸗Armeecorps ſtellen 
und ihnen eine Erleichterung gewähren, auf eine ſiebenjahrige Friſt zur all⸗ 
maligen Ueberwindung der Prägravatlonen berechnet iſt, die doch keinem Mit⸗ 
gliede des Bundes zuzumuthen ist, und daſſelbe gilt auch bon einigen andern 
deutſchen Staaten, Die übrigen Amendements ſchützen uns vor der Gefahr, 
in's Leere zu fallen M. H., das conſtitutionelle Leben beruht auf Compro⸗ 
miflen 150 des Vaterlandes Wohl darf ich nicht compromütiren. (Lebhafter 
Beifall. 

Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. 

Abg. Tweſten: Es handelt ſich hier nicht um auswärtige Politik, ſon⸗ 
dern um eine conſtitution lle Frage vom höchſten Gewicht, und wir müſſen 
unterſcheiden zwiſchen den Forderungen des Augenblicks und dem dauernden 
Recht des Vaterlandes. Die Exiſtenz der Armee iſt immer geſchüßt durch 
den geſunden Menſchenverſtand und das Recht. Bei dem Conflict, auf den 
Niemand in ſo provocirender Weiſe zurückkommt, wie der Abg. v. Vincke 
(Zuftimmung), handelte es ſich nicht um geſetzlſch beſtehende, rden um 
neue Einrichtungen. Wir aber nehmen offen die Reorganiſation an, die 
dreijährige Dienſt⸗, die vierjährige Reſervezeit nebſt allen Einrichtungen, Re⸗ 
glements u. ſ. w., Conceſſionen, von denen ein Theil den Conflict unmöglich 
gemacht hälte, Nun verlangt man mehr, und auch dies Mehr wollen ich 
und meine Freunde für eine gewiſſe Zeit, nur nicht für immer zugeſtehen, 
(Redner führt mit Berufung auf den Brief v. d. Heydt aus, daß die 225 
Thaler pro Kopf einen Mehrbedarf gegen alle früheren preußſſchen Etats bes 
deuten, wie auch früher immer weniger als 1 % ausgehoben ſei.) So lar ge 
der norddeutſche Bund ein norddeutſcher bleibt, wird die Störung des gie 
dens fortdauern und unſere volle Rüſtung nothwendig ſein. Aber I. raf 
Bismarck eröffnete in der Generaldebatte die Ausſicht, daß nach Ablauf einer 
Ucbergangs zeit auch der Militäretat regelmäßig bewilligt werden ſolle. Die 
künftigen Reichstage werden nicht minder patriotiſch fein wie 7 5 Hat 
man dies Vertrauen nicht, fo wird ſede Verfaſſung unmöglich. Die preu⸗ 
übe Regierung wird nach wie vor das Geld gus den Canahmen in ihrem 
Kaſtenhaben, nur noch mehr Geld als ſanſt; werden doch etzt Anleihen im Betrage 
von 57 Millionen contrahirt. Johannes Müller jagt: Anerkennung des 
urkundlichen Rechtes verbürgt Sicherheit und Ruhe; und wir dürfen nicht 
im Moment der Erregung Rechte aufgeben, die man ſpäter mit ſchweren 
Kämpfen wird wpiedergewinnen müſſen. 

Bundes⸗Commiſſar, Staatsminiſter v. Roon: Ich will ausdrücklich mit 
der Deutlichkeit, die mir zu Gebote ſteht, erklaren, daß ich primo loco den 
Verfaſſungsentwurf unverändert angenommen zu ſehen wünſche; daß mir 
nächſtdem das Amendement des Fürſten zu Solms erwünſcht wäre, wenn 
die Regierungsvorlage nicht zur Annahme käme, weil daſſelbe alle Bedenken 
heſeitigt, die mir in dieſer Angelegenheit vorſchweben; einmal wird die kurze 
Periode angemeſſen ausgedehnt und wir fallen nicht in das Leere, wie wenn 
die Beſtimmungen des geſtern angenommenen Artitels 56 unverändert und 
unxeformirt blieben, wo es heißt: „für die fpätere Zeit wird die Friedens. 
präſenzſtärke des Heeres im Wege der Bundesgeſetzgebung feſtgeſtellt . Wenn 
die Bundesgeſetzgebung nicht eintreten ſollte, ſo muß doch, dis ſie eintritt, 
irgend ein Zuſtand da ſein. . fo fern ift mir dies Amendement angenehm. 
Ebenſo das des Freiherrn v. Moltte, das auch im Weſentlichen und obne 
Beſchränkung der Zeitdauer die Bebenten erledigt, die mich erfüllen. Die ſo⸗ 
dann noch vorliegenden Amendements der Herren d. Binde, v. Bennigsen 
und Falk ſtehen im engften Zuſammenhange. In dieſem Zusammenhange 
würden fie mir alle drei nicht ſeindſelig erſcheinen. Das Amendement Falk 
iſt von dem Herrn Präſidenten vorhin berlejen worden; es it noch nich Be 
brudt, befindet ſich aber in meinen Händen und ich darf deswegen mir 
leicht erlauben, dies Amendement noch einmal zu verleſen. Es 3 
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bemerken, daß Tribünenerklärungen und die individuel 
Redner, welche dieſen Platz gerade inne haben, nimmer⸗ 


Sodann möchte ich 
Auslaſſungen der N , 
mebr einen rechtlichen Zuſtand ſchaffen und nimmermehr eine Garantie geben, 


welche fpätere Zwiſtigkeiten ausſchließt. Ich babe ſchon vorhin das was 
geſtern Herr Lasker, Herr v. Sybel, Herr d. Forckenbeck und ich weiß nicht 
wer noch geingt haben in Bezug auf die Einführung der Reorganisation, 
vollauf anerkannt. Aber deswegen, weil die Herren Bier ihre Anerkennung 
auf ver Tribüne ertheilen und ihre Auslaſſungen in den ſenographiſche 
Bericht kommen, geben fie, noch keine Unterlage für die Rechtsfrage. Es 

enügt mir alſo auch das, was Herr Tweſten ſoeben erklärt hat, in die ſer 

enchung keineswegs. (Redner geht ſodann auf die finanziellen Deductionen 
des Vorredners ein und bemerkt, daß in den 44 Millionen des Voranſchlages 
für den letzten preußiſchen Militäretat nur das Ordinarium, nicht aber das 
Extraordinarium enthalten ſei, daß alſo die Berechnung der Quote ſeitens des 
Vorredners nicht vollſtändig richtig ſei.) Ich habe dabei eine kleine Vorahnung 
bekommen von den Annehmlichkeiten der Budgetberathung, die die Herren 
beabſichtigen; ohne daß noch irgend ein Budget vorliegt, hat der Herr ſchon 
alle die wiängel im Voraus divinirt, die ſich vielleicht in der Etatsaufſtellung 
finden könnten. Wenn er ſchließlich noch einmal auf den bekannten Brief 
zurückgekommen iſt, um zu beweiſen, daß ſolche Briefe Zeugniß ablegten für 
die immer mehr ſich ſteigernden Bedürſniſſe der Militärbermaltung, fo hat er 
in der That damit nichts geſagt, was mir nicht vollauf betannt wäre. (Heiter⸗ 
keit.) Aber wenn Sie einen Blick in die Repoſitorien und Buüreaus werfen 
könnten, ſo würden Sie finden, daß dergleichen Briefe, wie der berühmte oder 
aber berüchtigte, zu hunderten geſchrieben worden ſind. Und es kann auch 
nicht anders fein. Ich bin meiner Natur nach oder meiner Stellung, meinem 
Amte nach auf das Begehren angewieſen (Heiterkeit), und der Finanzminister 
auf das Vetweigern; zwiſchen Angebot und Nachfrage findet immer eine eben 
ſolche Wechſelwukung wie zwiſchen Verlangen und Gewähren ſtat. Das 
Piquante an dieſem ganzen Vorgange war nur, daß der fragliche Brief ge⸗ 
ſtohlen worden war. (Große Heiterkeit.) x 

— v. Blanckenburg; Glauben Sie dem Abg. Tweſten kein Wort! 
(Heiterkeit) Dieſe Anträge ind gar nicht fo unverfänglich. Wenn ſie durch 
geben, dann bört am 31. Dezember 1871 vie Friedensſtärke des Heeres auf 
(Wöderſpruch); wenigſtens hört fie auf, Geſetz zu fein. Das Budgetrecht würde 
erlauben, alle Poſitionen zu ſtreichen, gleichviel, ob ſie auf Geſetz und Ver: 
trag beruhen oder nicht. Sie ſchaden ſich, m. H., aber ſelbſt damit, denn in 
10 Jabren wird die Bevölkerung fo gewachſen ſein, daß der heutigen Feſt⸗ 
fellung gegenüber ein weit geringerer Procentſatz ſich herausſtellt. Nehmen 

ie einen kürzeren Zeitraum an, ſo giebt das eher Gelegenheit, die Friedens⸗ 
tärte zu vergrößern, denn don einer Verringerung wird überhaupt nicht die 

ede fein. Wenn Sie von einem Compromik ſprechen, jo ſehen Sie doch 
dies Haus an. Bedenken Sie, daß ſchon viele Punkte angenommen worden 
find, die uns beſtimmen könnten, gegen das Ganze zu jtimmen., Machen Sie 
uns die Zuſtimmung nicht unmöglich. Die Herren von der national⸗liberalen 
zum; find gewählt, die Politik des Grafen Bismarck zu unterſtützen. 
Machen Sie nicht, daß ihre beiden Namen auseinanderfallen; die Arme, Sie 
blos als eine liberale zu empfangen, find freilich ſehr geöffnet. Man hat ger 
agt: Wir fellen uns vor der Vornirtheit des Particularismus ſchützen, ja, 
chützen Sie ſich lieber vor der Bornirtheit der einfachen Parteiintereſſen und 
bor dem Fanatismus, ihnen Alles zu opfern, laſſen Sie uns in Wahrheit 
das Vaterland hoher ſtellen als die Partei. (Bravo rechts.) 

Der Schluß der Debatte wird angenommen. — Es folgt eine Fluth von 
perſönlichen Bemerkungen, an der ſich Lasker, von Vincke⸗Hagen, 
Duncler⸗Berlin, Grumbrecht, Tweſten, Miguel und Schulze betheiligen. Abg. 
Duncker rechtfertigt das Verhalten feiner Partei im vorigen Jahre gegenüber 
An 1 deſſen Politik ein gewagtes Spiel geweſen ſei, und dieſer 

nlicht ſei er noch. 

Bıäfıwent Graf Bismarck: Der Herr Vorredner hat ſoeben geäußert, 
das Miniſterium, an deſſen Spitze ich zu ſteben die Ehre habe, bätte im Doris 
gen Jahre ein verwegenes und ſehr gewagtes Spiel geſpielt, welches ſchließlich 
die Tapferkeit des Volkes gewonnen hätte, und hat dadurch in Fortſetzung der 
Verdächtigungen, die das hier citirte Blatt vor wie nach dem Kriege keinen 
Augenblick angeſtanden hat, auf das Miniſterium zu häufen, uns beſchuldig, 
wir hätten damals willkürlich die Ehre, die Freiheit und die Unabhängigkeit 
Preußens in ein Wagniß hineingeworfen, welches er als ein Spiel bezeichnete, 
das wir hätten vermeiden ſollen. Ich weiſe dieſe Verdächtigung, die mir heute 
nicht jum erſten Male entgenentritt, die ich aber noch nicht Gelegenheit fand 
Offentlich und mit Energie zurüdzumeifen, auf das Beſtimmteſte als eine unwahre 
Partei⸗Eifindung zurück. Wir waren in der Lage, gegen unberechtigte, lange 
vorbereitete Angriffe, gegen eine unberechtigte Majorifirung Preußens am 
Bunde, gegen eine Gefahr, welche nur mit Bayonnetten abgewendet werden 
konnte, in ehrlicker Selbſtvertheidigung, in der Nothwehr zum Degen zu grei⸗ 
fen und das Wort „Spiel“ darauf anzuwenden — ich will den Ausdruck, 
der mir kam, nicht gebrauchen — er paßt nicht. (Lebhaftes Bravo.) 

Bel der Abſtimmung wird das Amendement Kratz abgelehnt, das 
v. Forckenbeck und Alineg 1 der Regierungs⸗Vorlage angenommen, der 
81 apantrag des Farſten Solms abgelehnt, der des Abg. v. Moltke bei 

ummenzäblung mit 139 gegen 130, bei namentlicher Abſtimmung mit 138 
gegen 130 Stimmen abgelehnt, das Amendement Falk wird in Zählung 
nt 133 gegen 128 Stimmen abgelehnt, das bon Bennigſen desgleichen, 
endlich der Art. 58 mit dem Amendement v. Forckenbeck im Ganzen ange⸗ 
nommen. (Der Antrag v. Vincke iſt ame 40 1g 

Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr. 4 

0, C. [Berichtigung] Die in dem geſtrigen Sitzungsbericht mitge⸗ 
theilte erſte Rede des Abg. Lasker bedarf folgender Ergänzung und Berich⸗ 
tigung. Der Hr. Abgeordnete hat nicht geſagt, daß bei der Etatsberathung 
auf Grundlage der Reorganiſation es ſich nur „um einen Spiel aum von 
einigen Hunderttauſend, höchſtens einer Million“, ſondern daß es ſich um einen 
Spielraum von mehreren Tauſend Mann und mehreren Tauſend Millionen 
Thalern in jedem Jahre handle. — In Bezug auf das Interimiſticum hat 
er exkannt, daß ihm eine kürzere Friſt auskömmlich erſcheine, und deshalb in 
erſterer Linie für das Amendement Kratz geſtimmt, welches die Uebergangs⸗ 
zeit bis Ende 1869 feſtſetzen wollte. — Am Schluſſe hat er angerathen, daß 
man den Conſervativen nicht den irreleitenden Vorwand geſtatte, als ob die 
liberale Partei die Kriegsverfaſſung des Landes gefährden wolle, ein Vor 
wurf, welcher ſtets unwahr geweſen, aher dennoch auf einen Theil des Volkes 
einen der liberalen Partei ſchädlichen Eindruck gemacht haben. 


Berlin, 6. April. [Amtliches,] Se. Majeſtät der König bat dem 

Kreisgerichts⸗Secretär, Kanzleirath Jacob Ferdinand Graswurm zu Lyck, 
dem Stabtälteften Rübener zu Wittenberg und dem emeritſrten evangeliſchen 
Pfarrer Grimm zu Ningerberg, im Kreiſe Rees, den Rothen Adler⸗Orden 
vierter Klaſſe, dem Kaufmann, General- Bevollmächtigten und General⸗Agenten 
der Engliſchen Lebens⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft „Albert“, Georg Lewine zu 
Berlin, dem kaiſerlich öſterreichiſchen Conſul Louis Borchard zu Moskau 
und dem Feldwebel⸗Sergeanten Bandt der Schloß⸗Garde⸗Compagnie den 
Königlichen Kronen⸗Orden pierter Klaſſe, ſowie dem Regierungsboten Berge⸗ 
mann zu Arnsberg das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen; den außerordent⸗ 
lichen Profeſſor Dr. Albrecht Weber an der Uniperſität in Berlin zum 
ordentlichen Profeſſor in der philoſophiſchen Facultät dieſer Univerſität, und 
den Oberlehrer Dr. Hasper don der Ritter⸗Akademie in Brandenburg zum 
Director des epangeliſchen Gymnaſtums in Glogau, ſowie die Kreisrichter 
d. Aigner und Zonzalla in Glatz, Irmer in Prausnitz, v. Roſenberg⸗ 
Lipinsty in Nimpiſch, v. Roſenberg⸗Lipins ty in Bieslau, Schütze in 
Trachenberg und v. Koelichen in Oels zu Kteisgerichtsxäthen ernannt; den 
Rechtsanwalten und Notaren Speck in Landeshut, Korb in Breslau, 
Schneider in Brieg, Faſſong in Frankenstein und v. Prittwitz⸗Gaff⸗ 
ron in Brieg den Charakter als Juſtizrath; dem Stadtgerichts⸗Depoſitalkaſſen⸗ 
Rendanten Hirſchwälder in Breslau den Charakter als Rechnungsrath, 
und dem Kreisgerichts⸗Secretär, Kanzlei⸗Director Körner in Oels, ſowie 
dem Stadtgerichts⸗Secretär Neumann in Breslau den Charakter als Kanzlei 
Rath verliehen; in Stelle des in den Ruheſtand verſetzten he 7 Hofraths 
Vogel den bisherigen Ober Hoſbuchhalter Jacob Roſenblath zum Mit. 
gliede der königlichen Generalverwaltung des kürfürſtlichen Hausfidei⸗Commiſſes 
u Kaſſel, unter Verleihung des Charakters als Holtatb; ſowie den Kaufmann 

ſerdinand Schott in Gibraltar an Stelle des auf fein Anſuchen entlaſſenen 
isherigen Conſuls Wortmann zum Conſul daſelbſt ernannt. x 
Der Regierungds und Baualb Weishaupt ift von Liegnitz an bie kö⸗ 
nigliche Regterung in Potsdam verſetzt worden. 

Der königliche Bu⸗Inſpector Muyſchel zu Glatz iſt in gleicher Eigenſchaft 
zur Ie nach Berlin verſetzt worden. 

1 tigung) Nach vorgängiger Vernehmung der Repräſentanten des 
de 13 Weſterlandfohr beſtimmt der Juſtizminiſter hierdurch, daß fortan d 
eüſche Sprache in dem aus dem Bezirk Weſterlandſöhr und der Inſel Am⸗ 
— gebildeten Jurisdletions⸗Bezirke, anſtatt der bisher dort gebrauchten da⸗ 

ſchen Sprache, die Gerichtsſprache ſein ſoll. Berlin, den 2. April 1867. 
Graf zur Lippe. 

erlin, 6. April. [Se. Majeftät der König] nahmen geſtern 
der milltäriſchen Geſellſchaft im englischen Haufe Theil, wo der 
gel⸗Adiutant St. Maj. des Könige, Commandeur des Garde⸗Feld⸗ 


ere Regiments Prinz Krafft zu Hohenlohe, einen Vortrag über 


— 


die Thätigkeit der 1. Garde⸗Diviſton bei Königgrätz hielt. Nachher be⸗ 
gaben Se. Majeftät der König Allerhöchſiſich zur Soirée der Obethof⸗ 
meiſterin Frau Gräfin von der Schulenburg. Heute nahmen Se. Maj. 
der König militäriſche Meldungen an, ſo wie die Vorträge des Militär⸗ 
und Cioil⸗Cabinets. Um 1 Uhr fand im königlichen Palais ein größe: 
res militäriſches Dejeuner ſtatt. 

Geſtern beſuchte Ihre Majeftät die Königin mit Ihrer königlichen 
Hoheit der Großherzogin von Baden das Lazareth des Berliner Frauen⸗ 
Lazareth⸗Vereins und die Ausſtellung, die bei Ihter Königlichen Hoheit 
der Kronprinzeſſin zum Vortheil der Victoria-Invaliden⸗Stiftung vorbe⸗ 
reitet wird. — Beide königliche Majeſtäten ſpeiſten mit Ihrer koͤnigl. 
Hoheit der Großherzogin und Sr. königlichen Hoheit dem Kronprinzen 
bei Ihrer königlichen Hoheit der Landgräfin von Heſſen und erſchienen 
Abends auf einer Geſellſchaft bei der Oberhofmeiſlerin. f 

[Se. königliche Hoheit der Kronprinz] fuhr geſtern, Freitag 
Früh 10 uhr, in die Sitzung des Reichstages und wohnte derſelben bis 
zum Schluſſe bei. Um 5 Uhr dinirte Höchſtderſelbe bei Ihrer königl. 
Hoheit der Prinzeſſin Louiſe, Landgräfin von Heſſen. Abends fand eine 
Soirée im kronprinzlichen Palais ſtatt, zu welcher hauptſächlich Mit⸗ 
glieder des Reichstages mit Einladungen beehrt worden 4 — 

(St.⸗Anz.) 

= Berlin, 7. April. [Die letzte Sitzung des Reichstages. 
— Das Forckenbeck'ſche Amendement. — Die Pariſer Nach⸗ 
richten. — Das Budgetrecht.] Wer das einträchtige Verhältniß 
zwiſchen Regierung und Reichstag in der erſten Zeit der Seſſion erlebt 
hat, der hätte wohl ſchwerlich an Divergenzen gedacht, wie ſie in den 
letzten Tagen hervorgetreten ſind, und die ſachlichen Abweichungen ſind 
am Ende noch nicht das Schlimmſte, von weit ſchlimmeren Conſequenzen, 
weil ſie hüben und drüben Mißtrauen und Uebelwollen hervorrufen, ſind 
die perfönlichen Angriffe, wie fie geſtern vorkamen und wiederum, 
wie ſchon fo oft von dem Abg. v. Vin cke (Hagen), provockrt wurden 
und zu äußerſt erregten Scenen führten. Die Verleſung des Programms 
der Fortſchrittspartei war in keiner Weiſe angezeigt und durchaus über⸗ 
fläſſig, der Abg. Duncker (Berlin) war provoclrt und es gelang ihm, 
den Gr. Bismarck in eine Erregung zu bringen, wie er ſie bis dahin 
noch in keiner parlamentariſchen Verſammlung und auch den heftigſten 
Angriffen im Abgeordnetenhauſe gegenüber noch nicht gezeigt hatte. 
Jeder Blutstropfen war aus ſeinem Geſicht verſchwunden, während er 
ſprach und die lebhafteſte Erregung beherrſchte ihn und auch die Ver⸗ 
ſammlung noch Minuten lang nach der Antwort an Duncker; er griff 
nach einer ihm nahe liegenden großen Papierſcheere und focht damit in 
der Luft und machte noch eine Zeit lang heftige Bewegungen, nur um 
die Ruhe wieder zu gewinnen, die indeſſen erſt allmälig zurückkehrte. 
Nach Allem, waz man hört, iſt die Annahme der Forckenbeck'ſchen 
Amendements und die Ablehnung der Moltke'ſchen Vorſchläge der Re⸗ 
gierung zwar unerwünſcht gekommen, allein ſie iſt inſofern darüber nicht be⸗ 
unruhigt, als fie ſich der Hoffnung hingeben ſoll, bei der Schlußberathung 
doch noch eine Verlängerung des Proviſoriums etwa auf 7 Jahre zu erzielen. 
Ueberhaupt iſt man regierungsfeitig ſchon ziemlich über diejenigen Gren⸗ 
zen einig, innerhalb deren man den Abänderungsbeſchlüſſen des Reichs⸗ 
tages zuſtimmen will. Die Diätengewährung und das für die Armee⸗ 
verhältniſſe beſchloſſene Proviſorium bis zum 31. Dezember 1871 wird 
man entſchieden zurückweiſen. Man wird indeſſen ſchroffe Formen ver⸗ 
meiden, Tonderne — und zwar wie es den Anſchein hat, in ſehr ge⸗ 
ſchickter Weiſe — den Verſtändigungsweg einſchlagen; man rechnet 
dabei auf die Unterſtötzung durch die politiſchen Verhältniſſe und wird 
dies mit Fug und Recht thun können, denn ſeit geſtern iſt die Stim⸗ 
mung hier genau ſo, wie im Frühling des vergangenen Jahres, als 
ſich der Conflict mit Oeſterreich vorbereitete. Im Reichstage hatten 
geſtern ſchon Einige, welche den maßgebenden Kreiſen näher ſtehen, von 
ziemlich ernſten Momenten in den Beziehungen zwiſchen Deutſchland 
und Frankreich Kunde und in dieſen Gruppe! ſchien die Depeſche aut 
Paris von der Panique der dortigen Börſe nicht zu überraſchen. Ger 
rüchten dagegen, theils von Unruhen in Paris, theils von ernſtlicher 
Lebensgefahr, in welcher der kaiserliche Prinz ſchweben ſollte, ſchenkte 
man weniger Glauben. Jede dieſer oder ähnlicher Nachrichten wird 
ſelbſtverſtändlich dazu beitragen, das Verfaſſungswerk zu Stande zu 
bringen und die Publicirung der Verfaſſung zu ermöglichen, mir welcher 
bekanntlich die Conſolidirung der Verhältniſſe des norddeutſchen Bundes 
beginnen ſoll. — Die Budgetfrage wird im Reichstage nicht zu großen 
Differenzen führen. Von allen Seiten werden Anträge vorbereltet, 
welche ungefähr den Beſtimmungen der preußiſchen Verfaſſung ent⸗ 
ſprechen, alſo das Budgetrecht wahren. Die Regierung wird ſchwerlich 
dagegen Einſpruch thun. 

[Der König von Baiern.), In hoͤheren Kreiſen glaubt man, 
daß der junge König von Balern bald zum Beſuch unſeres Hofes hier 
eintreffen werde. Bekanntlich iſt derſelbe ein Neffe unſeres Prinzen 
Adalbert, Bruders der verwitweten Königin von Baiern. 


[Der Präſident des Reichstages, Dr. Simfon,] wird dem 


Vernehmen nach Sonnabend Abend nach Frankfurt a. O. reiſen, um Ob.⸗Lt, b 
dort der Hochzeit feiner Tochter beizuwohnen, am Montag Morgen jedoch 8 


bereits wieder hier eintreffen, um der Sitzung zu präſtdiren. 
Herr v. Bennigfen) wird, wie verlautet, in den preußlſchen 
Staatsdienſt treien. 


[Der bekannte Ober⸗Finanzrath Klenk] zu Hannover iſt, 4 


wie die „Kreuzztg.“ hoͤrt, aus dem Amte entlaſſen worden. 

[Der belgiſche Legationsſeeretär in Florenz, Godefroy 
Nothomb, Sohn des hieſigen belgiſchen Geſandten, iſt, wie den 
„H. N.“ telegraphirt wird, geſtorben. 

Elberfeld, 4. April. [An der Cholera! erkrankten heute vier 
Perſonen; es ſtarben 2 Perſonen. (Elb. Ztg.) 

arburg, 31. März. [Von der Univerſität.] Nach der 


„Oberheſſ. Zig.“ hat der außerordentliche Profeſſor Eduard Vilmarfk 


einen Ruf als ordentlicher Profeſſor nach Greifswald erhalten und 
auch angenommen. — Profeſſor Vorländer iſt nach längerem Leiden 
heute geftorben, 


Coburg, 1. April. [Ueber Streit's Angelegenheit! ſchreibt der 
Stuttgarter Beobacſer!. „Die Gründe des Verberbens führen zurück in 
jene Periode, wo er noch als einer der thätigſten Agitatoren für den von ihm 
Mitbegründeten Nationalverein wirkte. Der Druck der Wochenſchriſt am 
Domicilort des Vereins, der Druck einer Menge don Flugſchriften verleitete 
und verwickelte ihn in ein Netz von buchhändleriſchen Unternehmungen, denen 
er, dem zum Leiter und Vorſteher eines induſtriellen Geſchäfts die Vorbedin⸗ 
gungen fehlten, nicht gewachſen war. Zudem beeinträchtigte eine mit Auf⸗ 
regungen, Reiſen und Abweſenheiten berbundene fortwährende Agitation die 
Ordnung im Geſchäft und vielleicht den Sinn für dieſes. Tauſende erinnern 
ſich mit Dank an die deutsche Arbeiter⸗Zeitung, an die deulſche Webrzeitung 
und an manche Schriften und Werke, die aus Streit's Verlag hervorgingen. 
Er aber hat im gläubigen Vertrauen. auf wachſende Theilnahme und Bl 
galten nach und nach fein ganzes beträchtliches Vermögen dabei zugeſetzt. 

as Coburger Tageblatt, das er zuletzt allein noch ſortſezte, bätte ihn bei 
deſſen beſcheidenem Umfang nicht erdrückt, wenn es auch einigen Zuſchuß ers 
fordert haben mag. Was ihm verderblich wurde, waren die Nachwirkungen 
jener älteren verfehlten Geſchäfte, aus denen loszukommen er ſich vergeblich 
beſtrebte. Als feine mißliche Lage bekannt wurde, waren die Schwierigkeiten 
bereits fo groß, daß die Hilfe außer Verhältniß war mit den Mitteln feiner 
fene hießen In Privatbriefen ſchlichter Bürger aus ade die einem 
feiner hiefigen Freunde zugekommen, ſpricht ſich eine rührende Anhänglichkeit 
an den Unglacklichen aus; daß die Schadenfreude unter ſeinen alten Gegnern 
groß ſei, melden fie auch. Was die Anſchuldigung ſelbſt betrifft, fo braucht 


Niemand mlt vetdammendem Urtbell der Unterſucheng borgngeeifen;- welche 
das ſind wir überzeugt, gegen dieſen Mann mit aller Strenge geführt wer⸗ 


den wird.“ 

Koburg, 3. enkmal.] Die Königin von England hat ihr 
Iebhaftee Ainterefie an vel, Blane, Naa d ee ein Denkmal in Nees 
3 — in einem Schreiben an das Comite ausdrücken und letzterem einen 

rag von 350 Fl. xbein. zukommen laſſen. Gleichzeitig hat die Prinzeſſin 
Helene von Großbritannien (Gemahlin des Prinzen Ebriſtien von Schleswig⸗ 
Holſtein) demſelben Comite die Summe von 150 Fl. überwieſen. 

Meißen, 5. April. [Attentat.] Die Böswilligkeit jener, un« 
zweifelhaft nur vereinzelten Individuen, welche vor einiger Zeit den preu⸗ 
ßiſchen Poſten am hieſigen Pulverhaufe mit Steinwürfen angegriffen, 
hat leider ein neues Lebenszeichen von ſich gegeben Wie die „Meißn. 
Bl.“ melden, iſt in der Nacht zum 1. April auf denſelben Poflen ges 
ſchoſſen und find. danach von Letzterem zwei Schüſſe nach der betreffen⸗ 
den Richtung abgefeuert worden. Der Poſten iſt nunmehr doppelt beſetzt. 

Frankfurt, 6. April. [Vereidigung.] Heute Vormittag iſt der 
Senat durch den Civil⸗Commiſſarius v. Madal vereidigt worden. Die 
Verkündigung der neuen Stadtverfaſſung ſcheint ſich noch etwas zu 
verzoͤgern. K. 3 


Luxemburg, 2. April. [Ein ge wiſſer Baron v. Boigne] 


weilt bereits mehrere Tage in Luxemburg. Derſelbe bekleidete früher 


eine Stelle im franzöſtſchen Miniſterium des Innern, war fpäter Vers 
walter der Eiſenbahn Wilhelm⸗Luxemburg und wurde in letzter Zeit von 
der franzoͤflſchen Regierung mit verſchiedenen geheimen Miſſtonen betraut. 
Er hat ſich bereits mit mehreren einflußreichen Perſönlichkeiten in Ver⸗ 
bindung geſetzt um zu berathen, wie die materiellen Intereſſen des Lan⸗ 
des bei der Abtretung am beſten gewahrt werden koͤnnten. Selbſt mit 
Regierungsmitgliedern hatte er Privat⸗Conferenzen. Seine Miſſton iſt 
eine officielle. Dies geht hervor aus einem Schreiben des franzöoͤſiſchen 
Miniſters v. Lavalette, welches er mit ſich führt und ſchon mehrfach 
an verſchledenen Orten vorgezeigt hat. Er ſucht gefliſſentlich überall 
den Itrthum zu verbreiten, als ſei die Geifton Luxemburgs bereits eine 
vollendete und unwiderrufliche Thatſache. Dieſes Mittelchen, welches feit 
vierzehn Tagen von allen in⸗ und ausländiſchen Agenten Frankreichs 
benutzt wird, hat zum Zwecke, die Entmuthigung immer größer zu 
machen und auf dieſe Weiſe jede nationale Demonſtratlon im Keime zu 
erſlicken. (Trier'ſche Ztg.) 
Luxemburg, 5. April. [Keine Entſcheidung.] Ein hier ſo⸗ 
eben veröffentlichtes Telegramm des Herrn v. Tornaco aus dem Haag 
vom heutigen Tage lautet: Nichts iſt entſchieden. Die Angelegenheiten 
nehmen eine der Erhaltung unſerer Selbſtſtändigkeit günſtige Wendung. 


* * 


OGeſter reich. 


Prag, 5. April, [Zu den Wahlen.] Die Majſorität des Lan⸗ 


debausſchüſſes beſchloß in ihrer heutigen Abend⸗Sitzung, die Annullirung 

ſämmtlicher 54 Großgrundbeſitzwahlen, ſowie der Wahl in Landskron 

zu beantragen. 3 
Nuffland. 


» Von der ruſſiſchen Grenze, 5. April, [Ein neues Breßnefeh 


für 0 e Den Ständen Finnlands iſt von der ruſſiſchen Regierun 
ein neues verſüchsweiſe auf zwei Jahre giltiges, Preßreglement zur Beurthe 
CRM, c worden, welches die bisber der Preſſe 1 5 Freibeit weſent⸗ 
lich beſchränkt. Dem jetzt beſtehenden Preßreglement if. folgende B 

hinzugefügt worden: die Entſtellung oder falſche Ausl'gung der Maßnahmen 
oder Pläne der Regierungsgewalten wird mit einer Geldſtrafe von 200 bis 
1000 Mark beſtraft. Dabei iſt dem Richter für dieſen Paſſus auch noch eine 
nähere Interpretation dadurch gegeben worden, indem es weiter heißt: bei 
Beurtheilung des genannten Preßvergebens ſoll der Richter nicht nur den 
directen aus dem Inhalt des incriminirten Artikels ſich ergebenden Sinn, ſon⸗ 
dern auch die darin vorkommenden beleidigenden Winke und Anſpielungen auf 
Perſonen und Verhältniſſe, die, wenn ſie auch nicht Ke doch zu 
deullich kenntlich find, in Erwägung ziehen. Der Deputirte Montgomery 
ſprach gegen die Vorlage. Er führte namentlich an, daß die fianländiſche 


eſtimmung 


Preſſe durch nichts eine Richtung verrathen ‚habe, welche fo ſtrenge en N 5 


erforderte, und daß die Vor gegen ein Grundprincip der finnl ndiſchen 


Juſtil, in zweifelhaften Fällen eber zu verzeihen als zu ſtrafen, verſtoße. 


Militär⸗Wochenblatt.] v. Stülpnagel, Major vom 1. Garde Regt. 
3. F., mit der Einrichtung der in Bieberich zu errichtenden dritten Unter⸗ 
offiater⸗Schule, ſowie mit der zeitweiligen Führung derſelben bis ultimo März 
k. J. beauftragt. Mey dam, Major dom Generalſtabe des 1. Armee⸗Corps, 
auf die Dauer von 6 Monaten vorläufig und vorbehaltlich ſeines Rücktritts 


in den Generalſtab nach Ablauf dieſer Friſt, zur Dienftl, bei der Telegraphen ? 


Direction commandirt. Nachbenannter in der Portepee⸗Fühnrichs P nfung 
beſtandener ehemaliger hannoverſcher Cadett als char. Port.⸗Fähar.: v. Dreb⸗ 
ber, beim 2. Schleſ. Gren.,Regt. Nr. 11, angeſtellt, Nachdenannte chemal. 
bannoperſche Difisiere,, in den Verband der preußischen 


wede, v. Akentſchildt, Gen.⸗Lts. 
Majors. v. Bülow ⸗Stolle, de Vaux, Oberſten. 
bisher im Generalſtabe. b. d. Decken, Major, bisher in der Garde du Corps. 
b, Harling, Major, bisher im Garde⸗Kür.,Regt. unter Berleikung e Char. 
als Ob, Lt. Fehr. v. Hammerſtein, Major, bisher im Cambridge⸗Drag.⸗ 
Regt. v. Engelbrechten, Ob.⸗Lt., bisher Commdr. des Kronprinz⸗Drag.⸗ 
Regts. Reinecke, Major, bisher im rr tee v. d. Busſche, 
Ob.⸗Lt., bisher im Garde⸗Regt. v. Reck, 8 2455 

Regt. Sympher, Maj., 


v. Wrede, v. d. Kneſebeck, Gen. 


Command, 58 5 gi 
egt,, unter eihung 
i£ber. in demſelben : 
Kettler, Ob.⸗Lt., 
Char. als Oberſt. 

leihung des 


her im 4 unter Verleihung 


r im 5. 


ein 3 Verleihung des 
t., 


Oberſt, bisher Commdr. des 2. Jäger⸗Bats. 
ampf, 


Verband der preu⸗ 
4 und der Etlaubniß 
verſetzt, und zwar: Bre⸗ 
El., bis Gen. Decken, Ob.⸗Lt., bisher 
Commdr. des Garde⸗Huſ⸗Regts., unter Verleihung des Char, als Oberſt. 
efehgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 
= Berlin, 5. April. oceſſe.] Vor der 7. Deputation des 
Eriminalgerichts (Bogen. Seadtger dll Meißner, Beiſizer Stadtger. 
— 3 Ba ch — e Kandelhardt) wurden geſtern folgende 
reßproceſſe verhandelt: 
1) Die Nr. 49 der „Zukunft“ enthielt einen Artikel aus Cuſtrin vom 
22. Februar vi 1 5 bumoriſtiſcher Weiſe einen Preßproceß 7 — den 


J. 


Kreisrichter Lion beſprach, der vor dem Dreimännergericht, wie der Artikel 
en 10 In dieſem Artikel batte die Staatsanwalte 


agte, verbandelt werden ſollte. ] 
Ida ine Wleidigung ihrer ſelbſt und der aur ee Eäitriner 
x erich geile und gegen den Redacteur Dr. Guido Weiß u 
erhoben, Der Staatsanwalt Mittelſtädt führte aus, daß der Artikel 

Nane ne KIN, ien die Einleitung der Preßproceſſe überhaupt een Gegen · 
ſtande einer g 1155 Kritit mache, indem er von der 5 1 am · 
leit“ ſpreche, welcher ſich die Preſſe ſchon wieder in fo reichem Maße zu ers 


— 


freuen habe, und dann befpöttele, daß dem Dreimännergericht zu 
Luſtrin i n nat Mai ꝛc. ein folder Proceß — viellei 
105 ale — aufge ei. Es feien dann weiter die Worte in 

han auf das vom ter 


een r 0 rme aufgenommen, 
und gleichzeſtig mit Penſion zur Dispofition geſtellt und zwar: v. Schwane⸗ 


Jacobi, Major, 


sher Commdr. des Leib⸗ 


7 


au du iR 


Leine 
Lion verbreitete, von der Stontsanmalilgent 2 


a ee re 


ee 


\ 


S 


ſchafter erhoben worden. 


Holland wegen Luxemburgs Vorſtellungen zu machen, da nach Auflöfung 


> wiſchen Regierung und Parlament herbeiführen ſolle. 
Fftmanzfrage die wichtigste fei; er ſei von der Bedeutſamkeit derſelben 


a) 


Conſols 90%. 
Lombarden 16. Mexi⸗ 


blicatio 
— — Artikel zu vernichten. — Dr, Guido Weiß: Der Hr. Staatsan⸗ 
walt habe den Styl des Artikels in einer Weiſe kritiſirt, die ihm (dem An⸗ 
gellagten) den Beweis liefere, daß der Artikel in ſeiner Kritik nicht zu weit 
9 9 ſei; der Angriff in dieſer Richtung beweiſe ihm, daß die Anklage 
— ſebr ſchwanken Füßen ſtehe und daß die Staatsanwaltſchaft etwas ganz 
Anderes aus dem Artikel herausleſe, als was darin ſtehe. enn eine Be⸗ 
leidigung von Behörden in dem humoriſtiſchen Styl der Art gefunden werde, 
ſo müſſe man jede Nummer des ne unter I a ftellen, wenn 
man überhaupt ſo weit gehen wolle, einem Schriftſteller aufzugeben, feinen | G 
Styl nach gewiſſen Normativbeſtimmungen zu regeln. Der Artikel ſpreche 
von der Staatsanwaltſchaft als Behörde gar nicht und könne deshalb von 
einer Beleidigung im Amte nicht die Rede fein, er erwarte mit Zuverſicht 
feine Freiſprechung. — Der Gerichtshof tritt in den Punkten, welche die 
Staatsanwaltſchaft betreffen, im Weſentlichen den Ausführungen des Ange⸗ 
klagten bei, findet aber in dem Hinweis auf Leſſings Nathan eine Beleidigung 
des betreffenden Gerichtshofes, weil hierin die Beschuldigung der Parteilichkeit 
liege. Er erkennt deshalb auf 14 Tage Gefängniß und Vernichtung des Ar⸗ 
tikels, außerdem ſpricht er dem Kreisgericht das Recht der Publication des 


Erkenntniſſes zu. i 
2) Der Kreisrichter a. D. Pariſius hebt unter der Anklage des § 100 
des Str.-G.⸗B. die in zwei von ihm verbreiteten e des Central⸗ 
wahlcomite's Nr. 19 und 20 gefunden wird. Beide Flugblätter find ihrem 
Inhalte nach gleich, nur iſt das eine in plattdeutſchem, das andere in 
deutſchem Idiom. Sie tragen die Ueberſchrift: „Ein Schreibebrief an den 
Herrn Gevatter“ und haben hauptſächlich den Zweck, die Landleute, zu beleh⸗ 
ren, daß ſie bei der geheimen Abſtimmung nicht mehr dem Wunſche ihres 
Arbeitgebers, der hier „der Edelmann“ genannt wird, unterworfen ſejen. — 
Der Staatsanwalt findet in den Blättern, namentlich in dem darin ent⸗ 
baltenen Sprichwort: „bon ſeggt de Buer, wenn de Eddelmann Schläge 
kriegt“ eine Aufreizung gegen die Edelleute und beantragt 50 Thlr. Geld⸗ 
5 e gegen den Angeklagten. — Der Angeklagte weiſt nach, daß von der 
bſicht, gegen die Edelleute aufzureizen, nicht die Rede fein konne, da das Wahlcomite 
ſelber ſieben Edelleute zähle und allein 40 Edelleute als Candidaten aufge⸗ 
tellt babe. Der Edelmann in den betreffenden Kreiſen, wohin das Flugblatt 
5.8 worden, ſei eine ganz beſtimmte Perſon, die nurfnicht genannt worden ſei. 
Der Vertheidiger des Angeklagten, Rechtsanwalt Lewald, führt aus, wie 
aft das ganze Flugblatt. aus Sprichwörtern zuſammengeſetzt ſej, die bei den 
moleuten gang und gäbe wären und von denen wohl kein Menſch anneh⸗ 
men werde, daß fie Staatsangehörige zum Haß gegen einander aufreizen. — 
Der Gerichtshof erkennt auf Freiſprechung, weil er annimmt, daß ein be⸗ 


Der Dampfer „Denmark“ ift aus Newyork in Queenstown eingetroffen. 
d. M. Abends wird 


4 Kafjenieine 105 K. 


hoch⸗ 


Rhein⸗Nahebahn —. 


frankfurt a. M., 7. April, Mittags. Preuß. Kaſſenſcheine 105%, 
Berliner Wechſel 104%. Hamburger Wechſel 8876. Londoner Wechſel 119, 
Pariſer Wechſel 94%. Wiener Wechſel 90 B. Finnländiſche Anleihe —. 
Neue Finnl. 4 proc. Pfandbriefe —. 6proc. Verein. St.⸗Anleihe pro 1882 77, 
Oeſterr. Bankantheile 640. Oeſterr. Credit⸗Actien 154%. Darmftädter Bank⸗ 
Actien —. Meininger Credit⸗Actien —. Oeſterr.⸗franz. Staatsbahn⸗Actien —, 


ſtimmter Stand nicht gekennzeichnet und daß auch in dieſem Falle der Inhalt] Oeſterr. Eliſabethbahn —. Böhmiſche Weſtbahn —. Rhein⸗Nahebahn — 
zu harmloſer Natur ie um eine Aufreizung der Staatsangehörigen gegen | Ludwigshafen: Berbab —. Heſſiſche Ludwigsbahn —. Darmſtädtiſche Zettel« 
einander zu provociren. bank —. Oeſterr. Sproc. ſteuerfr. Anl. 43 54er Lone —. 1 


1854er 
Looſe 62%. 1864er Looſe 66. Badiſche sone 52%, Kurheifiiche Looſe 54%. 
Sproc. djterr. Anleihe von 1859 58, Oeſterr. National⸗Anlehen 49%. Sproe. 
Metalliques —. 4 proc. Metalliques —. Baieriſche Prämien⸗Anleihe 95%. 


— Sehr bewegt. 
Fonds 175895 mehr 


Das 26. Stück der Geſ.⸗S. enthält unter Nr. 6593 die Bekanntmachung, betr. 
die allerhöchſte e des zweiten Nachtrages zu dem Statute der Wer⸗ 
ſchen⸗Weißenfelſer Braunkohlen⸗Actiengeſellſchaft zu Weißenfels, vom 23. März 
1867; unter Nr. 6594 den allerhöchſten Erlaß vom 25. März 1867, betreffend 
die in Gemäßheit des Geſetzes vom 16. Februar 1867, wegen Uebernahme 
des fürſtlich Thurn⸗ und Taxis'ſchen Poſtweſens auf Preußen aufzunehmende 
Staatsanleihe von drei Millionen Thaler; unter Nr. 6595 die Bekannt⸗ 
machung, betreffend die Ausführung des hannoverſchen Geſetzes über das 
an und die Befriedigung der Gläubiger im Concurſe, vom 14. Dez. 
1884 (hannoverſche Geſetz⸗Sammlung S. 556) vom 29. März 1867; und 
unter Nr. 6595 den allerhöchſten Erlaß vom 31. März 1867, betreffend die 
in Gemäßheit des Geſetzes vom 28. September 1866 zur Deckung des außer: 
ordentlichen Geldbevarfs der Militär⸗ und Marineverwaltung aufzunehmende 
Staatsanleihe von 30 Millionen Thaler. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


8 6. April, Nachm. 2 Uhr 30 Min. 1 
begehrt. Valuten flauer, Hamburger Staats = Brämten + Anleihe 


Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 54. Oeſterr. Credit⸗Actien 69 4. Oeſterr. 
1860er Looſe 65%, Mexicaner — Vereinsbank 109%. Norddeutſche Bank 
1194. Rheiniſche Bahn 115%. Nordbahn 90%, Altona⸗Kiel —. Finn 
länd. Anleihe —. 1864er Ruſſ. Prämien⸗Anl. 85%. 1866er Ruſſ. Prämien⸗ 
Anleihe 82 . proc. Verein, Staaten⸗Anl. pr. 1882 70%, Disconto 2 pCt. 

Hamburg, 7. April, Mittags. Im Privatverkehr der Borſenhalle herrſchte 
ohne alle beſtimmten Motive bodenloſe Panique. Unter dem Drucke dieſet 
Panique wurden verkauft: Creditactien zu 64, Norddeutſche Bank zu 116, 


zu 


amburg, 6. April. [Getreidemarkt.] Weizen und e feſt. 
* pr. 


b | Weizen pr. April 5400 Pfd. netto 154 Bancothaler Br., 152 
in Barifer Linien, die Tempera- Tempe- richtung und Wetten Frühjahr 149 Br., 148 ld. Roggen pr. April 5000 Pfd. Brutto 95 Br., 
tur der Luft nach Reaumur. tometer. | ratur, KEN a 93 Cld., pr. Frühjahr 65 Br. u. Gd. Hafer ruhig. Oel cu, loco 25 
Breslau, 6. April 10 U. Ab.] 328,22 | +54] W. 3, Regen. pr. Mai 25%, pr. Octbr. 25%. Spiritus ohne Kaufluſt, 1 orderungen 
7. April 6 U. Mrg. ] 328 791,6] W. 3. | Sonnenblicke. unverändert. Kaffee und Zink ſtille. etter regneriſch. 

2 U. Nachm. 329,24 | +51] W. 2. Wolkig. Liverpool, 6. April, — 70 Baumwolle: 8000 Ballen Umſatz. 

10 U. Abds.] 330,30 [2,9 W. 2. Trübe. Träges Geſchäft. Middling Amerikaniſche 12%, middling Orleans 12%, fair 

8. April 6 U. Mrg. 329,71 [71,6] SS. 1. Trübe. Dhollerah 11, good middling fair Dhollerah 10%, middling Dhollerah 10%, 


Bengal 8, good fair Bengal 8%, Oomra 11, Pernam 13%, Egyptian 15%. 


Berlin, 7. April. [Courſe aus dem heutigen Privatverkehr,] 
Im Privatperkehr herrſchte heute eine ſchwer beſchreibliche Aufregung, die 
durch die niedrigeren Pariſer Courſe, welche von geſtern gemeldet ſind, ver⸗ 
anlaßt war und durch das Ausbleiben aller authentiſchen Nachrichten über 
die Gründe derſelben berſtärkt wurde. Wir können bei dieſem Anlaß nicht 
umhin, unſer Bedauern darüber auszusprechen, daß die Regierung den Dienſt 
der Telegraphen im gegenwärtigen Moment ſo ſtark für ſich in Anſpruch 
nimmt, daß directe telegraphiſche Privatdepeſchen weder politiſchen noch finan⸗ 
ziellen Inhalts ſeit geſtern nicht mehr eingetroffen ſind, und in einem ſo 


Breslau. 8. April. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 18 F. 5 3. U.⸗P. 5 F. 10 3. 
— ni] 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Paris, 6. April, Abends. Die Rente wurde Abends zu 66 an⸗ 
geboten. Man ſprach von einer nach Berlin gerichteten Note, von 
der Berufung des Marſchalls Mae Mahon nach Paris und befürchtete 

eine kriegeriſche Wendung. (Wolff's T. B.) 
. Konſtantinopel, 6. April. Anſtatt in Theſſalien, übernimmt 
Omer Paſcha in Candien das Ober⸗Commando. Der hieſige ruſſiſche 
Geſandte, General Ignatieff Range, iſt zum außerordentlichen Bot- 

che (Wolff's T. B.) 
Paris, 6. April. Die „Preſſe“ erfährt, daß die Cabinette von 
London und Petersburg auf die Anfrage, bezüglich auf Luxemburg, ge⸗ 
antwortet hätten, fie hielten ſich nicht für berechtigt, dem Könige von 


hier ere iſt. 


des deutſchen Bundes der König von Holland nicht mehr durch die 
Tractate von 1839 gebunden ſei. 

Paris, 7. April. In den Departements iſt eine minifterielle Affiche 
verbreitet, welche die Nachricht dementirt, daß die Regierung an Preußen 
ein Ultimatum gerichtet habe. Die „Patrie“ enthält daſſelbe Dementi 

und beſtreitet ferner die Berufung des Marſchall Mac Mahon, ſowie 
die gerüchtsweiſe behauptete Bildung eines Lagers von 100,000 Mann 
an der Oſigrenze. Sie ſtellt ferner in Abrede, daß eine Anleihe von 
300 Millionen bevorſtehe. Andererſeits hält die „Patrie“ für erforder: 
lich, daß Preußen auf Luxemburg vollſtändig Verzicht leiſte. 
Der „Moniteur“ ſchweigt über die Situation. Die „Liberts“ be⸗ 
hauptet, Marſchall Forey gehe morgen nach dem Lager von Chalons ab. 
Florenz, 6. April. Beim Empfang der von beiden Kammern 
überreichten Adreſſen theilte der König mit, daß er Rattazzi mit der 
Bildung eines Miniſteriums beauftragt habe, welches die Verſöhnung 
4 Der König hob 
ferner hervor, daß von allen augenblicklich vorliegenden Aufgaben die 


taliener 50—48 7, ber; 


Breslauer Börſe vom 8. April.] Schluß⸗Courſe (1 Uhr Nachm.) 
Hufe Papiergeld UA bez. Oeſterr. Banknoten 76% — 5 bez. Schleſ. 
Rentenbriefe 1.57 U. ez. Schleſ, Pfandbriefe 8/— J bez. Oeſtert. 
National⸗Anleihe 52 Br. Freiburger 133% bez. Neiſſe⸗Brieger —. Ober⸗ 
ſchleſ. Litt. A. und C. 176—177—176% bez. u. Br. Wilhelmsbahn 6% G. 
Oppeln⸗Tarnowitzer 72% bez. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 66% bez. Schleſ. 
Bank-Berein 114 bez. u. Bd. 1860er Koofe 624 bez. u. Br. Amerikaner 77% 
— 77% bez. u. Br. Warſchau⸗Wiener 587 —58 bez. Minerva 337 — bez. 
Baieriſche Anleihe 96 Br. Italiener 49% bez. u. Br. 

Breslau, 8. April. Preiſe der Cerealien. 
Beftfegungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. 


derart durchdrungen, daß er fie perſönlich zum beſonderen Gegenſtande 
ſeiner Prüfung mache. 

8 etersburg, 7. April. Das „Journal de St. Petersbourg“ fagt 
angeſichts der überſtürzten Urtheile der inländiſchen Preſſe über die Ab⸗ 


tretung der ruſſiſchen Befgungen in Nordamerika, daß man erſt die] weizen, a Pu 722 lee BR 5750 84 5555 
Details, die Urſachen und die Tragweite dieſer Angelegenheit kennen] do. gelder 91—94 88 | . ee 
mühe. Vorläufig könne man blos fagen, daß eine für beide Theile] Roggen... 70 71 69 68 Helfen 2 67-70 64 56 60 
vortheilhafte und die erworbenen Rechte achtende Transaction wahr⸗ Notirungen der vn der Handelskammer ernannten Commiſſton zur Feftftellung 
ſcheinlich ſe. Es würde ſich darum handeln, die oſtſibiriſchen Häfen zu Raps 50 cen Raps und Rübien. 
begünſtigen, den Colonien, welche wir nicht gebührend auszubeuten ver: | MWinterrübfen.. 190 180 160 f 3 

mochten, Aufſchwung zu geben und den beiderſeitigen handelspolitiſchen Sommerrübſen 160 150 140 ( br. 150 Bio. Brutto in Sgr. 
Intereſſen im ſtillen Ocean vollkommene Genugthuung zu gewähren. Dotter 158 


148 136 
Locb- (Kartoffel-) Spiritus m. 100 Dat, bei 80% Xralled 
r. u * 
Offfciell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Gtr, Roggen. — Gr, Hafer. 
— Ctr. Rapskuchen. 200 Ctr. Rüböl. — Etr. Lein l. 20000 A Spez. 


. 3? ee 

Breslau, 8. April. Wind: Sud Wetter: Trübe. Thermometer: 
Früh 2 Grad Wärme. Die kriegeriſchen cen, zeigten ſich auf den Preis⸗ 
ſtand von Getreide am Be aflat Markte bei a Angeboten einflußlos. 

Weizen blieb vernachläſſigt, pr. 84 Pfr. ſchleſiſcher weißer 82—96 Sgr. 
gelber 82—94 cer fein orte 2 — 3 Sgr. über Notiz bezahlt, galizi⸗ 
ſcher und polniſcher weißer 81 — 95 Sgr., gelber 80 — 92 Sgr., feinste 
Sorte Über Notiz bezahlt. — Roggen wurde beſonders in Miltelbaare 


Telegraphiſche Courſe und Börfennachrichten. 

Paris, 6. April, Nachm. 3 Uhr. Sehr bewegte Börje. Die 97 welche 
zu 68, 00 begann, ging auf 67, 30 herunter, fiel — ſchnell auf 66, 30 
und abermals bis 66, 25. Schließlich hob ſich dieſelbe wieder auf Notiz. 
Conſols von Mittags 1 Uhr waren 91 gemeldet. Schluß ⸗Courſe. proc. 
Rente 66, 90. Italien. 5 proc. Rente 52,00, zproc. Spanier —, — Iproc. 
Spanier — —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 390, 00. Credit Mobil. 
Aetien 388, 75. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 377, 50. Oeſterr. Anleihe don 

1865 295, 00. 6proc. Ver. St. Anl. von 1882 (ungeſt.) 84%. 
a ris, 7. April, Nachm. 3 Uhr. Auf dem oulebard wurde die Rente 
bei ſehr bewegtem Geſchäft zu 66, 50, Italieniſche Rente zu 51, 40 gehan⸗ 


Ei . is 1 
N 0 — A abe 2 
= — — 


dic h Wübelm⸗ Nordbahn zu 85, Rheiniſche Eiſenbahn zu 108, Amerikaner | OP 


Berliner Börse vom 6. April 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotlen 
Dividende pro 1864. 1868. 


Fonds- und Geld-Oourse. 


Freiw. Staats-Anl. . .14g 
Staats-Anl. von nen 


dito 1850. 8 Aachen-Mastrich] — — 14 
dito 186304 Amsterd.-Rottd. 1½0 "Je 4 
dito 1854141 Berg.-Märkische | 71 N 
dito 185841 Berlin Anhalt. . .|1l 13 4 
dito 188614 erlin-Görli — — 4 
dito 185714 dito St.-Prior.] — — 6 
dito 1859 Berlin-Hamburg.|10 N 4 
dito 186414 Berl.-Potad.-Mgd. 18 16 4 
Staats-Schuldscheine|3 Berlin-Stottin. . 7 8 4 
Präm.-Anl. von I Böhm.-Westb. 5 — 6 
Berliner Stadt-Oblig. Breslau-Freib. 9 4 
Kur- u. Neumärk.|31 Cöln.- Minden 17 4 
‘© | Pommersche. .. 3 Cosel-Oderberg. 2. 1a 
E J rosenscho . 4 dito 8t.-Prior.— — [Alk 
= MOL. ie sie 316.— dito to | — — 15 
Sf. dito neus. 4 Galiz.Ludwigsb.| 9 8 5 
2 (Schlesisches. 31% Ludwigsh.Bexb.| 945 | 10 4 
„Kur- u, Neumärk. 4 Magd,-Halberst, 25 15 4 
pommersche D © 4 
E \Posensche...... Mainz-Ludwigsh.| 7 8 4 
2 Preussische 4 A Mecklenburger. .| 3 3 4 
3 \Westph. u. Rhein. 4 |94%, ba. eisse-Brieger, 58U˙⁰⁰ 4 
A [Sächsische, ..... 4 bz. Niedrschl. Märk.| 4 — 4 
& (Schlesische . 4 fl Niedrschl. 0 3% =. f. 
Louisd’or 11114 bz.|Oost.Bk, 78% bz. Opergcnl 2 
Oberschl. A. 410 112% 8 
Goldkr. 99 8. Pen. _ de 8 4 11. 1 
Ausländische Fonds. to 5 
Oesterr. Metalliques. 0 40% G. e 
dito Nat.-Anl. 8 4% bz. Oestr. südl. St.-B. ] 8 
dito Lot.-A. v. 604 66% ba. Se f 4 
dito dito 64,— 411, G. + a 4 0 
dito 4er Pr.-A. 4 |60 B. x 2 Serie 1 
dito Eisenb. L. — 05 ½ ba, u. 8 t — A |ı 
Ital. neue öproc. 186% 85 1 ba, ten 1 Se 1 
Russ, Engl. Anl. . Win 
Alte Heft. Anl. 884% 6% G. Warschau- Wen. 74% 81, 15 
dito Poln. Beh.-ObL.4 02 be. 
Poln. Pfandbr.Ill.Em. 7 5 * 
er f — rl. 5 00 55 Bank- und Industrie-Papiora. 
to 1. ba. Berl. Kassen-V. J 7 81 
Kurhess. 40 Thlr. ObL|— 66 bz. u. B. Braunschw. B. Fo | 8 
Baden. 35 Fl. Loose 31 B. Bremer Bank.. 28½0 
Amerikan. St.-Anl. . . 6 II etw. 78 % ba Danziger Bank .| 7 0 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. ee Pa 5 414 
Berg.-Mär] el Baer” a 
dito II. 4½%% ba. he er, 4 
— n b. Vardd. B % 
dito UI v. St. 31 ;.08½77% bz. k 9 1 
Coin Anden 16 41 10 @. Vereins-B. Suben 
dito II. 102% 0 Königsberger B.] 6% 6½ 
dito 86½/ 0 Luxemburger B.] 4 4 
dito IA 84% bz. Magdeburger B. 59, | 5 
dito 957 G. Posener Bank Ri K 
dito m. 64 ½ 6. „en 
dito v.4 [84 b. gor 1 6 
Cos.-Oderb, (Win) AA r. „ I 
* II. Km... ‚1hj88 ba. IE TAR 
al. Ludwigab, .... bz. 
Niederschl.-Märk..... * Berl. Hand.. Ges.] 8 8 
dito conv.A |58 bz. oburg Credb. A. 8 sp 
dito 19 1 87%, bz Eisen „1 6 6 
dito IV. 4½98 J br 1 2 
5 Disc. Com,-Anth.| 6 
as ec Genfer Credb.-A. * 
dito . 3 ——— ger „4 4 
A 6 2 71% 7 
dito D...... 4 \sıy, d. oldauerLda.-B.| — | — 
dito m 80 bs. Oesterr. Oredb. A. 5 
dito F. 1 Schl. Bank.-Ver. 6 7 
dito G. u u 
t.-Franz........ 3 210 ba. 
Oest. südl. St.-B. . . 3 223 bn. Minerva 


5 


Rh v. St. gar 98 A 
Rhein-Nahe-B, gar... uber be. 


Wechsel- Course, 
Amsterdam 250 Fl... 10 T 143% bz. Augsburg 100 Fl. 2 N]56. 22 ba. 
dito dito 2 M. 142% ba. 2 51 00 Thlr. 48 TIW% G. 
Hamburg 300 Mk.. . 8 T. 16 1½ bz. to dito 2M G. 
dito dito 2 M. 180 % ba. Frankfurt a. M. 100 Fl. 2 M66. 2 be, 
London I LSs t...... M. 6. 24 ba. Petersburg 100 8.-R. . 3 Was % ba. 
Paris 300 Fres . 2 M. 80 1 bu. dito dito M87 ½ br. 
Wien 350 FI. 8 T. 78 ba. Warschau 90 8.-R. . 48 T bz. 
dito 2 M. 77 ½ bz. Bremen 100 Thlr. Goldis T7110 ½% @. 
Breslauer Theater (Gartenſtraße 19). 
Montag, den 8. April. Zum erſten Male: „Die Wunder⸗ Fontaine“, 


gen, „Kaloſpinthechromokrene“, oder: „Die Kryſtallgrotte der Najaden.“ 


irigirt von den Erfindern derſelben, Herren Hagedorn und Fiſcher aus 
Berlin. Hierzu: Czaar und Zimmermann.“ Kan in 3 Akten bon Lortzing. 
Die „Wunder⸗Fontaine“, genannt „ eee | 
welche in Berlin mit großem Beifall au n wurde, wird heute Montag 
zum erſten Male im Theater ſpielen, dirigirt von den Erfindern derſelben 
—.— 3 und Fiſcher aus Berlin. Es finden nur 3 derartige Vor⸗ 
ellungen ſtatt. 


Eine unglückliche Familie! 


dem Beamtenſtande angehörig, ift durch langjährige den ganzen Organismus 
zerſtörende unheilbare Krankheit des Familienvaters in das drückendſte Elend 
berjegt worden. Um das Maß des Unglücks noch voller zu machen, hat ſich 
die Krankheit ſeit mehreren Monaten ſo bedeutend verſchlimmert, daß der arme 
Mann der Cur wegen feine Stellung aufgeben mußte. Arzt, Apotheke und 
Lebensbedürfniſſe haben ſchon lange fein ganzes Hab' und Gut aufgezehrt, 
ohne daß Beſſerung eingetreten wäre. Zu jedem mit körperlicher Anſtrengung 
verbundenen Broterwerb Va unfähig, muß er häufig genug feiner armen 
kleinen Kinder flehendes Verlangen nach Brote mit blutendem Vaterherzen 
unerfüllt anhören. 

Väter und Mütter! die Ihr von der Vorſehung mit irdiſchen Gütern fo 
weit geſegnet ſeid, daß Ihr Euren lieben Kleinen die leiſeſten wer zu 
erfüllen vermöget, vielleicht wiſſet Ihr nicht, was es heißt, wenn ſelbſt der 
Säugling an der hungernden Mutter Bruft keine Nahrung zu finden vermag, 
vielleicht habt Ihr noch nicht gehört den Angſtſchrei eines ſolchen hungernden 
Saͤuglings und wiſſet nicht, wie ungemein ſchmerzvoll ein gane Schrei das 
blutende Mutterberz durchzittert, wiſſet nicht, daß dieſer Schrei den kranken 
Vater immer und immer wieder zur 5 zu bringen droht, wenn 
er bedenkt, daß er zum Arbeiten zu krank, zum Almoſenerbitten aber noch zu 


ſtolz ſeil!! 

Unn doch wäre es ein Leichtes, den Unglüdlichen zu helfen, wenn edle 
Menſchen ſo viel zuſammenſchießen würden, daß der Mann ein kleines Ge⸗ 
ſchäft gründen könnte, was ibm geſtatten würde, feine Bäbigteiten und Kräfte 
angemeſſen zu verwerthen. Seine anerkannte Redlichkeit und U cht bürgen 
für einen nur erfreulichen Aufſchwung jeden geſchäftlichen Unternehmens. 
Das Bewußtſein, ſich die gewiß dankbare Familie ewig verpflichtet zu machen, 
wird ho ich Manchen veranlaſſen, das hierauf Entſprechende einzulegen 
bei der Expedition der Breslauer Zeitung. 


Wir erklären uns zur Annahme milder Beiträge gern bereit. 
13483] Expedition der Breslauer Zeitung. 


Am 9. April d. J. beginnt der Verkauf meines 
Lager: und Doppel⸗Lager⸗Bieres und koſtet 


die Tonne Lager⸗Bier 6 Thlr., 
die Tonne Doppel⸗Lager⸗Bier 9 Thlr. 


Schweidnitz, den 1. April 1867. 


11121] E. Januscheck. 


Oberhemden, à 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. [2650] 
M. Raſchkow, Leinwandhandlung, iedebrücke Nr. 10. 


Oberhemden und Nachthemden, a 15 Sgr., 20 Sgr. 1 Thaler bis 
2% Thlr. empfiehlt J. Cohn, S tmiedebrücke Nr. 12. Auswärtige Kuss \ 
werden gegen Poſtvorſchuß prompt effectuirt. [2977 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. „ 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. Es 


